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EDITORIAL

LIEBE LESERINNEN, LIEBE LESER,

die erste Ausgabe 2019 des fur Sie
kostenlosen Fachinfo-Magazins HSB -
Hohe Schmerzensgeldbetriage als Er-
gdnzung zu den ,,Hacks/Wellner/ Hacker-
Schmerzensgeldbetrdgen” bringt wie
immer ebenso spektakuldre wie wich-
tige Félle aus dem Bereich des Haf-
tungsrechts. Die bisherigen Ausgaben
des kostenlosen Fachinfo-Magazins
HSB - Hohe Schmerzensgeldbe-
trige finden Sie auf der Website
www.hohe-schmerzensgeldbetrige.de.
Der erste Fall befasst sich mit einer
Entscheidung des Oberlandesgerichts
Frankfurt am Main, das der Berechnung
des Schmerzensgeldes eine neue Berech-
nungsmethode (sogenannte taggenaue
Berechnung) zugrunde legt. Es handelt
sich zwar im konkreten Fall um keinen
hohen Schmerzensgeldbetrag, die Ent-
scheidung hétte jedoch —wenn sie Schu-
le macht — eine eklatante Erhéhung von
Schmerzensgeldbetrdgen bei schweren
oder schwersten Verletzungen zur Fol-
ge. In einer Anmerkung hierzu stelle ich
meine personliche Meinung zur Rechts-
lage dar.

Der zweite Fall befasst sich erneut mit
einem Fall, in dem der Bundesgerichtshof
— dhnlich wie im Arzthaftungsrecht — eine
Beweislastumkehr bei grober Verletzung

besonderer, die Bewahrung von Leben
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und Gesundheit bezweckender Schutz-
und Organisationspflichten eines Haus-
notrufvertrags fUr einen dlteren, pflege-
bedurftigen Mann angenommen hat.

Der dritte Fall handelt von einer rechts-
widrigen Bandscheibenoperation durch
einen alkoholkranken Belegarzt und der
Frage, ob ein Krankenhaustrédger aufgrund
eines Organisationsverschuldens fur die
Folgen haftet, wenn er Kenntnis von einer
Alkoholerkrankung des Belegarztes hatte.
Der vierte Fall beschiftigt sich mit einer
Schmerzensgeldklage einer schwer ver-
letzten Radfahrerin nach einer Kollision
mit einem wartepflichtigen Rennrad-
fahrer. Der Fall ist neben der Hohe des
Schmerzensgeldes insbesondere deshalb
interessant, weil er Fahrradfahrer — ins-
besondere Rennradfahrer und andere
Schnellfahrer — bei unUbersichtlichen
Kreuzungen mit unklaren Vorfahrtsrege-
lungen zur Ricksicht und Vorsicht mahnt.
Der flnfte Fall betrifft das Schmerzens-
geld bei einer Huftkopfnekrose infol-
ge einer septischen Coxitis bei einem
sechsjdhrigen Méddchen. Der Fall ist nicht
nur wegen der Hohe des Schmerzens-
geldes interessant, sondern auch wegen
der Abgrenzung zwischen Diagnosefeh-
ler, Befunderhebungsfehler und Fehler
in der therapeutischen Aufkldrung, die

entscheidend sein kann fir das Eingrei-

EDITORIAL

Wolfgang Wellner

fen einer Beweislastumkehr zugunsten
des Patienten.

Viele weitere aktuelle Fille finden Sie
,Hacks/Wellner/Hacker,

Schmerzensgeldbetrage”,

natdrlich in
deren Neu-
auflage (37. Auflage) gerade wieder zum
Subskriptionspreis (bis 31. Januar 2019)
erschienen ist.

Ich wiinsche lhnen — wie immer — eine

interessante und hilfreiche LektUre!

lhr

D .

Wolfgang Wellner
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VERKEHRSUNFALL

. ,TAGGENAUE“ BERECHNUNG
DES SCHMERZENSGELDES?

OLG FRANKFURT, URTEIL VOM
18. OKTOBER 2018 — 22 U 97/16,
JURIS

§ 249 BGB, § 253 BGB, § 843 BGB,
§ 844 BGB, § 7 StVG

Bei der Bemessung des Schmerzensgeldes
sind sdmtliche Umstédnde des Einzelfalls
zu beriicksichtigen. Schmerzensgeldent-
scheidungen anderer Gerichte sind weder
MabBstab noch Begrenzung. Angesichts der
mangelnden Vergleichbarkeit vieler Fall-
gestaltungen fehlt es oft an brauchbaren
Kriterien, wie insbesondere auch die Dauer
der Beeintrdchtigung ausreichend beriick-
sichtigt wird. Der Senat hdlt deshalb eine
Methode, das Schmerzensgeld nach der Art
der Behandlung (Krankenhaus, Reha) und
der Dauer der Beeintrdchtigung zu bemes-
sen, fiir geeignet, eine angemessene und
vergleichbare Entschddigung zu errechnen.
Die im Handbuch Schmerzensgeld 2013
(Schwintowski/Schah Sedi/Schah Sedi) un-
ter Berlicksichtigung des Grads der Schd-
digungsfolgen dargelegten Ansdtze konnen
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dazu herangezogen werden.

FALL:

Die Parteien stritten Uber den Hergang
und die Folgen eines Verkehrsunfalls. Der
Beklagte zu | befuhr mit dem bei der Be-
klagten zu 2 haftpflichtversicherten Pkw
die A-StraB3e in B in Richtung des Orts-
teils C. Vor der Kreuzung zu der B448
wendete er, um in der Gegenrichtung
weiter zu fahren. Auf der Gegenfahrspur
fuhr der Kldger mit seinem Kraftrad in
Gegenrichtung und kollidierte mit der
hinteren rechten Ecke des Fahrzeugs der
Beklagten. Das Motorrad erlitt einen To-
talschaden. Der Klager wurde erheblich
verletzt. Er erlitt eine Radiusmehrfach-
fraktur links, eine HWS-Distorsion, eine
Bauchwandprellung und Sensibilitatssto-
rungen im Bereich der Finger. Der Klz-
ger befand sich in stationdrer Behandlung
und war krankgeschrieben.

Das Landgericht hat u. a. ein Schmerzens-
geld in Hohe von 5.500 € fur angemes-
sen erachtet und sich dabei auf die vom
Klager vorgelegten Unterlagen bezogen.

RECHTLICHE BEURTEILUNG:
Der Kldger hatte nach Auffassung des
OLG einen Anspruch auf Schmerzens-

geld in einem Umfang von insgesamt
[1.000 €:

Nach dem die Beklagte zu 2 bereits
5.000 € vorgerichtlich gezahlt hat, ver-
bleibt ein Betrag von 6.000 €, mit dem
der Senat Uber das urspringlich in der
Klage geforderte Schmerzensgeld von
5.000 € und auch Uber das vom Landge-
richt ausgeurteilte Schmerzensgeld von
5.500 € geringfligig hinausgeht. Dies ist
deshalb moglich, weil der Kldger ein ange-
messenes Schmerzensgeld verlangt und
lediglich als Untergrenze den von ihm
genannten Betrag angegeben hat. Eine
Beschrankung im Sinne des § 308 ZPO
liegt deshalb nicht vor.

Das Schmerzensgeld dient dem Ausgleich
fir Schaden nicht vermogensrechtlicher
Art und trdgt dem Umstand Rechnung,
dass der Schddiger dem Geschidigten
Genugtuung schuldet fir das, was er
ihm angetan hat. Die Entschddigung ist
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nach § 287 ZPO zu schdtzen, wobei der
Rechtsbegriff der billigen Entschadigung
eine angemessene Differenzierung zu-
ldsst. Der Tatrichter muss seine Ermes-
sensentscheidung nach den §§ 253 Abs.
2 BGB, 287 ZPO begrinden. Bei der
Bemessung sind sdmtliche objektiv, nach
den Kenntnissen und Erfahrungen eines
Sachkundigen, erkennbaren und nicht
fernliegenden kinftigen Auswirkungen
der Verletzung zu berlcksichtigen. Ein
zeitlich begrenztes Schmerzensgeld ist
grundsatzlich unzuldssig. Die Frage, ob
spatere Verletzungsfolgen im Zeitpunkt
der Zuerkennung eines Schmerzensgel-
des erkennbar sind, richtet sich nicht nach
der subjektiven Sicht der Parteien oder
der Vollstdndigkeit der Erfassung des
Streitstoffs durch das Gericht, sondern
nach objektiven Gesichtspunkten, d.h.
nach den Kenntnissen und Erfahrungen
eines insoweit Sachkundigen.

Grundlagen fur die Bestimmung

des Schmerzensgeldes

Im Rahmen der Urteilsbegriindung ge-
nlgt es nicht, zur Festsetzung eines fur
angemessen gehaltenen Schmerzensgel-
des auf andere Entscheidungen zu ver-
weisen. Der Tatrichter muss sich vielmehr
mit den fUr die Schmerzensgeldbemes-
sung malgeblichen Umstdnden ausein-
andersetzen. Schmerzensgeldentschei-
dungen anderer Gerichte sind weder
Malstab noch Begrenzung. Abzustellen
ist daher auf den jeweils vorliegenden
konkreten Einzelfall. Der Grof3e Senat
des BGH hat in BGHZ 18, 149 bereits
darauf hingewiesen, dass bei der Schmer-
zensgeldbemessung alle Begleitumstiande
auf Seiten des Schddigers und des Ge-
schddigten zu berlcksichtigen sind. Unter
dem 6. September 2016 (VGS 1/16) ha-
ben die Vereinigten Grof3en Senate des

5 // FACHINFO-MAGAZIN HOHE SCHMERZENSGELDBETRAGE

BGH entschieden, dass alle Umstdnde
eines Falles zu berlcksichtigen sind und
die wirtschaftlichen Verhaltnisse beider
Seiten dabei nicht von vornherein aus-
geschlossen werden kdénnen.

Folgen des Verkehrsunfalls

Vorliegend ist zu berlcksichtigen, dass
der Kldger eine Mehrfachradiusfraktur er-
litten hat, die mit einem Fixateur externe,
einem sehr aufwdndigen und schwierig
zu handhabenden Stabilisierungsapparat,
geschient wurde. Der Kldger hat in seiner
persdnlichen Anhérung vor dem Senat
bekundet, dass er auch noch lange nach
Ende seiner Arbeitsunfahigkeit Schwierig-
keiten mit der Hand- und Armbetdtigung
gehabt, sich in krankengymnastischer Be-
handlung befunden und auch deutlichen
Kraftverlust und Sensibilitdtsstérungen in
der Hand verspirt hat. Der Kldger hat
angegeben, nicht in der Lage gewesen zu
sein, einen Brems- oder Kupplungshe-
bel eines Motorrades zu betdtigen. Dies
zeigt deutlich, welche Beeintrachtigungen
mit der Fraktur und der komplizierten
Heilung verbunden sind. Die Angaben
des Klagers waren fir den Senat auch
vollstandig glaubhaft, sie sind auch nicht
im Einzelnen von der Beklagtenseite in
Zweifel gezogen worden.

Der Kldger hat sich zwischenzeitlich der
Operation zur Entfernung des Osteosyn-
these-Materials unterzogen. Der Senat
geht weiter davon aus — und beruft sich
dabei auf seine Sachkenntnis als Fachse-
nat fUr Arzthaftungs- und Verkehrsun-
fallsachen —, dass der Kldger in spdteren
Jahren unter verstirkter Arthrose im
Bereich der Hand- und Armverletzung
wird leiden missen und aller Voraussicht
nach gewisse Sensibilitdts- und Kraft-
minderungsstdrungen nicht vollstindig
beseitigt werden kénnen. Der Senat

VERKEHRSUNFALL

beruft sich zum Vergleich auf folgende
Entscheidungen, die in dem Kompen-
dium von Hacks/Wellner/Hacker 2018
abgedruckt sind: LG Mainz, 22. Januar
1998 - | O 547/96 -; LG Schweinfurt, 22.
Mai 2012 - 22 O 349/07 -; LG Weiden
in der Oberpfalz, 23. April 2002 - | O
66/02 -; OLG Hamm, 9. Januar 2009 - 9
U 144/08 -; LG Munster, 13. Januar 2005
- 15O 412/04 -, die hinsichtlich des Um-
fangs der Verletzungen und der Hohe des
Schmerzensgeldes mit dem vorliegenden
Fall vergleichbar sind.

Der Senat hilt allerdings einen Vergleich
mit anderen Entscheidungen, sowie auch
die Bericksichtigung aller Umstadnde, ins-
besondere auch des Alters der Verletzten
und der Dauer der Beeintrachtigungen
im Wege einer pauschalen Betrachtung
fur unzureichend, um den Umfang der
Beeintrdachtigungen eines Verletzten
gleichmdBig und auch fur Geschddigte
voraussehbar zu berechnen.

Bemessung des Schmerzensgeldes wenig

standardisiert

Die Erfahrungen des Senats zeigen, dass
die Bemessung eines Schmerzensgeldes
in geradezu extremer Art und Weise von
der personlichen Situation des erkennen-
den Richters, den Vorstellungen, die der
Rechtsanwalt des Geschddigten duflert
und auch von dem Landstrich abhéngt,
in dem sich das Gericht befindet. Diese
Umstdnde lassen es fUr die auBergericht-
liche Rechtsberatung nahezu unmdglich
erscheinen, einen tatsdchlich angemes-
senen Betrag zu errechnen, hinsichtlich
dessen auch mit einem Klageerfolg ge-
rechnet werden kann. Insbesondere die
lange Dauer einer Beeintrachtigung wird
oftmals durch die Gerichte unterschatzt,
wie sich an vielen Beispielen aus der
Schmerzensgeldtabelle Hacks/Wellner/
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Hacker erkennen ldsst, wo zwar das Alter
der Verletzten dargestellt wird, aber die
Dauer der Auswirkung lediglich in kurzen
Andeutungen erkennbar ist, insbesonde-
re keine eigene Kategorie der Bemessung
darstellt.

Dauer der Beeintrachtigung als MafBstab

Dass dies fir alle Beteiligten eine schwie-
rige Situation ist, ist allgemein bekannt.
Es werden wissenschaftliche Untersu-
chungen darUber gefiihrt, inwieweit in
verschiedenen Gerichten unterschied-
liche Schmerzensgeldbetrdge ausgeur-
teilt werden (aktuell Universitdt Kaln).
In vielen europdischen Landern gibt es
bereits Tabellen fir typische Verletzun-
gen, die teilweise von Richterakademien,
teilweise von Berufsverbanden erarbeitet
worden sind (vgl. dazu Hoke, NZV 14,
Seite I; Riedmeyer, ZfS 14, 304). Bereits
die ehemalige Richterin des VI. Zivilse-
nats des BGH, Erika Scheffen, hat sich
in NZV 94, Seite 417 fur eine Standardi-
sierung am Beispiel von OLG-Leitlinien
ausgesprochen.

Dass die Dauer der Beeintrachtigung eine
erheblich grof3ere Rolle bei der Bemes-
sung des Schmerzensgeldes spielen muss
als bisher, zeigt sich an dem Beispiel einer
Unterschenkelamputation. So haben das
OLG Hamm (19. November 2001 - 13
U 136/98 -) und das OLG Minchen (14.
September 2005 - 27 U 65/05 -) bei
jungen Frauen Schmerzensgelder von
40.000,00 € bzw. 45.000,00 € angenom-
men. Verteilt man diesen Betrag auf eine
Lebenserwartung von noch 40 Jahren, so
ergibt sich ein Tagessatz von 3,00 €. Dies
erscheint dem Senat als unertréglich.
Der Senat sieht zwar auch, dass es kaum
einen Betrag geben dirfte, der fur die
fraglichen Beeintrachtigungen nicht nur
physischer, sondern auch psychischer Art
einen ausreichenden Ausgleich darstel-
len durfte; der Fall soll allerdings lediglich
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als Beispiel dienen, dass die dauerhafte
Beeintrdachtigung eine deutlich groflere
Rolle spielen muss.

Der Senat berechnet deshalb vorliegend
das Schmerzensgeld auch nach den Krite-
rien, die in dem ,,Handbuch Schmerzens-
geld” (Schwintowski/Schah Sedi/Schah
Sedi, 2013) zugrunde gelegt sind. Darin
wird zundchst davon ausgegangen, dass
eine taggenaue Berechnung des Schmer-
zensgeldes insoweit mdglich ist, als die
unterschiedlichen Behandlungsstufen und
Stufen der Schadensfolgen bertcksichtigt
werden kénnen. Dafur sind entsprechen-
de Zeitabschnitte mafBgeblich. Weiterer
Ausgangspunkt ist, insoweit wird auf die
ausfihrliche Darstellung in dem Buch
Bezug genommen, die Annahme, dass
der Schmerz und die Beeintrdachtigung
zundchst fir jeden Menschen gleich sind,
also weder nach dem Einkommen noch
nach dem persodnlichen Status unter-
schiedlich bewertet werden dirfen. Des-
halb gehen die Autoren nach Auffassung
des Senats zu Recht davon aus, dass ein
Durchschnittseinkommen malgeblich
sein muss, das als Grundlage unter-
schiedlicher Wertungsstufen herangezo-
gen werden kann. Der Senat geht dabei
von einem Bruttonationaleinkommen je
Einwohner monatlich von 2.670,16 € aus
(vgl. Statistisches Bundesamt 2010, Fach-
serie 18, Reihe |.4; Schwintowski u. a.,
Handbuch Schmerzensgeld, Seite 63 ff.).

Taggenaue Berechnung des

Schmerzensgeldes

Nimmt man fiir den Aufenthalt in einer
Normalstation eines Krankenhauses ei-
nen Betrag von 10 % dieses Einkommens
als Ausgleichsbetrag an, ergibt sich fur die
elf Tage des Krankenhausaufenthalts des
Klagers ein Betrag von 2.937,11 €; fur die
Zeit der Arbeitsunfihigkeit kdnnte nach
diesem System ein Betrag von 7 % pro
Tag, mithin 186,91 €, angesetzt werden.

VERKEHRSUNFALL

Tatsdchlich ist die Arbeitsunfdhigkeit
allerdings kein ausreichend taugliches
Merkmal, da diese lediglich pauschal wie-
dergibt, ob der behandelnde Arzt den
Patienten fUr arbeitsfahig hélt oder nicht,
nichts aber darlber aussagt, inwieweit
tatsdchlich eine Beeintrdchtigung vorliegt.
Zutreffend stellen die Autoren deshalb
nicht auf die Arbeitsunfdhigkeit, sondern
den Grad der Schédigungsfolgen (GdS)
ab, wie er auf der Grundlage der Anlage
zu § 2 der Versorgungsmedizinverord-
nung vom 0. Dezember 2008 bemessen
wird. Dieser Grad der Schadigungsfolgen
ist ein MaB fur die korperlichen, geistigen,
seelischen und sozialen Auswirkungen ei-
ner Funktionsbeeintrdchtigung eines Ge-
sundheitsschadens, drickt also genau die
Lebensbeeintrachtigungen aus, die fur die
Bemessung des Schmerzensgeldes rele-
vant sind.

Nach der darin befindlichen Tabelle ist
bei den Beeintrachtigungen des Klagers,
ebenso wie von diesem angenommen,
von einer 50-prozentigen Beeintrdch-
tigung auszugehen, so dass sich als Ta-
gessatz nach der Bemessung im ,,Hand-
buch Schmerzensgeld" ein Betrag von
50 % des Betrages von 186,91 € téglich
ergibt, der als Tagessatz von 7 % des
Bruttonationaleinkommens angenom-
men wird. Dies macht fir den Zeitraum
vom 3. Marz bis 27. April 2014 (46 Tage)
einen Betrag von 4.298,93 € aus. Fur den
Zeitraum vom 28. April bis 31. Juli 2014
sind, nach den glaubhaften Angaben des
Klagers, 25 % Minderung anzusetzen, so
dass sich bei 95 Tagen und einem Ta-
gessatz von 46,72 € ein Gesamtbetrag
von 4.438,40 € ergibt. Aufaddiert erge-
ben diese Betridge eine Gesamtsumme
von 11.674,44 €.

Das System des taggenauen Schmerzens-
geldes bleibt an dieser Stelle allerdings
nicht stehen, sondern sieht auf einer
zweiten Stufe individuelle Zu- und Ab-

schlage vor. Dabei kénnen besondere
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Umstdnde des Falles in erhdhender wie
in vermindernder Art und Weise bertck-
sichtigt werden. Dies kénnte vorliegend
zum Beispiel darin liegen, dass es noch
weitere langerfristige Beeintrachtigungen
gegeben hat und die Gefahr einer Ar-
throse durchaus realistisch ist. Auf der
anderen Seite sind solche Auswirkun-
gen in gewisser Weise auch schon durch
die lange Dauer der Beeintrdchtigung
miterfasst.

Ebenso erscheinen die Prozentsdtze,
wie sie auf Seite 67 des ,Handbuchs
Schmerzensgeld" von Schwintowski u. a.
aufgelistet sind, keinesfalls zwingend und
kdnnten auch deutlich geringer angesetzt
werden.

Fir den Senat ist allerdings diese He-
rangehensweise unter verschiedenen
Aspekten vorzugswirdig: Eine gewisse
schematische Herangehensweise durf-
te die aufBlergerichtliche Schmerzens-
geldregulierung etwas vereinheitlichen
und auch eine bessere gemeinsame
Basis fur die Schiatzung des addquaten
Schmerzensgeldes geben. Dies kdnnte
auf Dauer dazu fihren, dass bei langfris-
tigen Beeintradchtigungen deutlich héhere
Schmerzensgelder ausgeworfen werden,
widhrend bei geringen Beeintrachti-
gungen die Schmerzensgelder deutlich
vermindert werden kdnnten, jeweils im
Verhiltnis zu den heute ausgeurteilten
Schmerzensgeldbetragen.

[1.000 € Schmerzensgeld

Da auch die von dem Geschidigten ge-
nannte Untergrenze des Schmerzensgel-
des durchaus einen Anhaltspunkt fir den
von ihm als addquat angesehenen Betrag
geben kann, kommt der Senat bei Be-
rucksichtigung einerseits vergleichbarer
Entscheidungen und andererseits einer
taggenauen Berechnung zu dem Ergeb-
nis, dass vorliegend ein Gesamtbetrag
von 11.000,00 € angemessen, aber auch
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ausreichend ist, um die vom Klager erlit-
tenen Beeintrdchtigungen einschlieBlich
zukinftiger wahrscheinlicher Schiaden
abzudecken.

ANMERKUNG:

Es ist zweifelhaft, ob die sogenannte tag-
genaue Berechnungsweise des OLG mit
der Rechtsprechung des Bundesgerichts-
hofs im Einklang steht. Nach der vom
OLG selbst zitierten Rechtsprechung des
Bundesgerichtshofs sind bei der Schmer-
zensgeldbemessung alle Umstdnde des
Einzelfalles zu bertcksichtigen.

In erster Linie bilden danach die GrofBe,
die Heftigkeit und die Dauer der Schmer-
zen, Leiden und Entstellungen die we-
sentliche Grundlage der Bemessung der
billigen Entschddigung. Daneben k&nnen
auch die Genugtuungsfunktion und die
wirtschaftlichen Verhiltnisse von Scha-
diger und Geschéddigtem bei der Bemes-
sung eine Rolle spielen.

Pseudogenauigkeit der taggenauen

Berechnung

Die vermeintlich objektivierende Berech-
nungsweise, die das Oberlandesgericht
zugrunde legt, vermittelt lediglich eine
Pseudogenauigkeit, welche die Umstan-
de des jeweiligen Einzelfalles, also die
GroBe, die Heftigkeit und die Dauer der
Schmerzen, Leiden und Entstellungen,
in den Hintergrund drdngt. Menschli-
ches Leid Idsst sich nicht schematisieren
bzw. formalisieren. Das Argument, ein
Schmerzensgeld von 40.000 bis 45.000
€ fur eine Unterschenkelamputation bei
einer Geschadigten mit einer Lebenser-
wartung von noch durchschnittlich 40
Jahren ergebe einen Tagessatz von ca. 3
€ und sei damit zu gering, greift zu kurz.
Eine Tendenz zu hoéheren Schmerzens-
geldern ist in der Rechtsprechung zwar
durchaus erkennbar, sie sind auch mog-
lich und vielleicht wiinschenswert. Der

VERKEHRSUNFALL

Grof3e Senat in Zivilsachen hat in seiner
Entscheidung vom 6. Juli 1955 (GSZ 1/55,
BGHZ 18, 149, 156) zugunsten des Ver-
letzten sogar ausdricklich die Bertck-
sichtigung einer Haftpflichtversicherung
des Schadigers zugelassen, dies allerdings
in verstandigen Grenzen. Dabei hat er
zu bedenken gegeben, dass es letztlich
die Gemeinschaft aller Versicherten ist,
die mit einer solchen Ausweitung belas-
tet wird. Im vorliegenden Fall kommt das
Berufungsgericht bei seiner Berechnung
lediglich zu einer unwesentlichen Erho-
hung des Schmerzensgeldes gegeniber
dem Landgericht, das von der herkémm-
lichen Berechnungsmethode ausgegan-
gen ist. Wenn man jedoch die vom OLG
favorisierte Berechnungsmethode auf
schwerere oder sogar schwerste Fille
anwenden wirde, etwa Querschnitts-
lahmungen oder schwerste Hirnschadi-
gungen, kdme man zu Schmerzensgeldbe-
trdgen, die eklatant Uber den bisherigen
Vergleichsféllen ligen und letztlich von
der Gemeinschaft aller Versicherten zu
tragen wiren. Dies kime einer Anderung
der bisherigen Rechtsordnung gleich, die
dem Gesetzgeber Uberlassen bleiben
sollte.

Der Gleichheitsgrundsatz gilt auch bei
der Bemessung des Schmerzensgeldes.
Eine grundsétzliche Orientierung an
vergleichbaren Fillen in der bisherigen
Rechtsprechung anhand von Schmerzens-
geldtabellen dient dazu, Abweichungen in
einem vertretbaren Rahmen zu halten.
Abweichungen von Schmerzensgeldern
in vergleichbaren Féllen sind demnach
maoglich, missen jedoch nach der Recht-
sprechung des BGH (vergleiche bereits
Urteil vom 8. Juni 1976 - VI ZR 216/74,
MDR 1976, 1012) regelmdBig begrindet
werden. Dass dies teilweise von Tatrich-
tern ignoriert wird, rechtfertigt keine
abweichende Betrachtungsweise.
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2. BEWEISLASTUMKEHR BEI GROBER
VERLETZUNG BESONDERER, DIE
BEWAHRUNG VON LEBEN UND GESUND-
HEIT BEZWECKENDER SCHUTZ- UND
ORGANISATIONSPFLICHTEN EINES
HAUSNOTRUFVERTRAGS

BGH, URTEIL VOM [1. MAI 2017 -
1l ZR 92/16, BGHZ 215, 44

§ 280 ABS. | BGB, § 611 BGB

Wer eine besondere Berufs- oder Orga-
nisationspflicht, die dem Schutz von Le-
ben und Gesundheit anderer dient, grob
vernachldssigt hat, kann nach Treu und
Glauben die Folgen der Ungewissheit, ob
der Schaden abwendbar war, nicht dem
Geschddigten aufbiirden. In derartigen
Fdllen ist die regelmdBige Beweislastver-
teilung dem Geschddigten nicht zuzumu-
ten. Der seine Pflichten grob Vernachldssi-
gende muss daher die Nichtursdchlichkeit
festgestellter Fehler beweisen, die allge-
mein als geeignet anzusehen sind, einen
Schaden nach Art des eingetretenen
herbeizufiihren.
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FALL:

Die Klagerinnen waren die Tochter und
Erbinnen des wéhrend des Berufungsver-
fahrens verstorbenen vormaligen Kldgers
K. T. (im Folgenden: Kldger). Sie nahmen
den Beklagten auf Schadensersatz und
Schmerzensgeld im Zusammenhang mit
einem Hausnotrufvertrag in Anspruch.
Der am 30. Mai 1934 geborene Kldger
und der Beklagte schlossen 2010 einen
,Dienstleistungsvertrag zur Teilnahme
am Hausnotruf*. § | Abs. 2 des Vertrags
lautet wie folgt:

,,Das Hausnotrufgerat wird an eine stédn-
dig besetzte Zentrale angeschlossen. Von
dieser Zentrale wird im Fall eines Notrufs
unverziglich eine angemessene Hilfeleis-
tung vermittelt (z. B. durch vereinbarte
Schlusseladressen, Rettungsdienst, Haus-
arzt, Schlusseldienst).”

Nach § 2 war Vertragsgegenstand das

,,Basispaket ohne Schlissel- und Einsatz-
dienst" zu einem monatlichen Entgelt von
17,90 €. Nicht vereinbart war das soge-
nannte Sicherheitspaket. Dieses umfasste
alle Leistungen aus dem Basispaket. Da-
rdber hinaus verwahrte der Beklagte die
Haus- und WohnungsschlUssel des Ver-
tragspartners und sagte bei medizinischen
oder pflegerischen Notfdllen den Einsatz
speziell geschulten Personals zu.

Dem Vertrag war ein Erhebungsbogen
beigefiigt, aus dem multiple Erkrankungen
des Kldgers ersichtlich waren (Arthrose,
Atemnot, chronische Bronchitis, Herz-
rhythmusstérungen, Diabetes mellitus).
AuBerdem litt er an arteriellem Hyper-
tonus und Makroangiopathie. Es bestand
ein stark erhdhtes Schlaganfallrisiko. Der
Klager war auf die Zufuhr von Sauerstoff
und die Einnahme verschiedener Medika-
mente angewiesen. Bis April 2012 lebte er
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allein in einer Wohnung in einem Senio-
renwohnheim bei Pflegestufe 2.
GemaB § | Nr. I.I des Vertrags zwischen
dem Beklagten und seiner Streithelfe-
rin, die einen Sicherheitsdienst betreibt,
Ubernahm diese die Sicherstellung des
Interventionsdienstes im Rahmen des
Hausnotrufs.

Klager betatigt Notruf

Am 9. April 2012 betatigte der Kldger den
Notruf zur Zentrale des Beklagten. Der
Notruf ging dort um 12:20:15 Uhr ein und
dauerte mit mehreren kurzen Unterbre-
chungen bis 12:26:58 Uhr. Dem Kldger
war eine Artikulation nicht méglich. Der
den Anruf entgegennehmende Mitarbei-
ter des Beklagten vernahm lediglich ein
Stéhnen. Mehrere Versuche, den Klager
telefonisch zu erreichen, scheiterten. Die
Notrufzentrale des Beklagten veranlasste
sodann, dass ein Mitarbeiter der Streit-
helferin sich zu der Wohnung des Kldgers
begab. Der Mitarbeiter traf dort um 12:46
Uhr oder 12:54 Uhr ein und fand diesen
am Boden liegend vor. Es gelang ihm nicht,
den Ubergewichtigen Kldger aufzurichten.
Daraufhin forderte er einen weiteren
Bediensteten der Streithelferin an. Bis zu
dessen Eintreffen wurden keine Hilfsmaf3-
nahmen ergriffen. Mit vereinten Kréften
gelang es schlief3lich, den Kldger auf eine
Couch zu setzen. Sodann lie3en ihn die
beiden Angestellten der Streithelferin al-
lein in der Wohnung zuriick, ohne eine
arztliche Versorgung zu veranlassen.

Am |1. April 2012 wurde der Klager von
Angehdrigen des ihn versorgenden Pfle-
gedienstes in der Wohnung liegend aufge-
funden und mit einer Halbseitenlahmung
sowie einer Aphasie (Sprachstorung) in
eine Klinik eingeliefert, wo ein nicht mehr
ganz frischer, wahrscheinlich ein bis drei
Tage zurickliegender Schlaganfall diag-
nostiziert wurde. In der Folgezeit erlitt
der Klager zwischen dem [I. und 6.
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April 2012 einen weiteren Schlaganfall.
Nach Krankenhausbehandlung, Frihreha-
bilitation und Kurzzeitpflege lebte er bis
zu seinem Tod am 7. Mai 2015 in einem
Altenpflegeheim. Er litt bis zuletzt unter
einer ausgepragten Aphasie und war auf
einen Rollstuhl angewiesen.

Der Kldger hat behauptet, er habe gegen
Mittag des 9. April 2012 einen Schlagan-
fall erlitten. Dessen gravierende Folgen
wadren vermieden worden, wenn der den
Notruf entgegennehmende Mitarbeiter
des Beklagten einen Rettungswagen mit
medizinisch qualifizierten Rettungskréften
geschickt hdtte, die eine Therapie durch
Lyse/Heparinisierung friih- bzw. rechtzei-
tig hdtten einleiten kdnnen.

Der Kldger hat u.a. beantragt, den Beklag-
ten zu verurteilen, an ihn ein angemesse-
nes Schmerzensgeld von mindestens
40.000 € zu zahlen.

Landgericht weist Klage ab

Das Landgericht hat die Klage abgewie-
sen. Im Berufungsrechtszug haben die Kla-
gerinnen, die den Rechtsstreit nach dem
Tod des urspriinglichen Kldgers als dessen
Erbinnen fortgeflhrt haben, u.a. den Kla-
geantrag auf Zahlung von Schmerzensgeld
weiterverfolgt. Das Kammergericht hat
die Berufung der Klagerinnen zurtckge-
wiesen. Mit ihrer vom erkennenden Senat
zugelassenen Revision verfolgten sie ihre
in der Berufungsinstanz gestellten Antra-
ge weiten.

RECHTLICHE BEURTEILUNG:

Die zuldssige Revision der Kldgerinnen
hatte Uberwiegend Erfolg. Sie flhrte zur
Aufhebung des angefochtenen Urteils
und zur Zurickverweisung der Sache
an das Berufungsgericht, u. a. soweit die
Klageantrdge auf Zahlung von Schmer-
zensgeld abgewiesen worden waren. Auf
der Grundlage der von den Vorinstanzen

PFLICHTVERLETZUNG

rechtsfehlerfrei getroffenen Feststellun-
gen konnte eine Pflichtverletzung der
Notrufzentrale des Beklagten nicht ver-
neint werden. Auch unter Bertcksichti-
gung des Vorbringens der Parteien im
Revisionsrechtszug war weitere Aufkld-
rung nicht zu erwarten. Der Senat konn-
te deshalb eine insoweit abschlieBende
Wirdigung selbst vornehmen.

Klarung der Pflichtverletzung

Im konkreten Fall drdngte sich das Vorlie-
gen eines akuten medizinischen Notfalls
auf. Die grof3e Wahrscheinlichkeit, dass
der Kldger umgehend drztliche Hilfe be-
n&tigte, ergab sich bei einer Beurteilung
ex ante aus einer Vielzahl von Indizien.
Es kam hinzu, dass den Bediensteten des
Beklagten aus dem Erhebungsbogen zu
dem Notrufvertrag bekannt war, dass
der 78-jdhrige Kldger an schwerwiegen-
den, mit Folgerisiken verbundenen Vorer-
krankungen litt. Ein Schlaganfall oder
vergleichbare schwere gesundheitliche
Beeintrachtigungen drdngten sich deshalb
auf. In einer dermal3en dramatischen Situ-
ation, bei der jeder unnétige Zeitverlust
zu vermeiden war, stellte die Entsendung
eines medizinisch nicht geschulten, ledig-
lich in Erster Hilfe ausgebildeten Mitar-
beiters eines Sicherheitsdienstes zur Ab-
kldrung der Situation keine ,,angemessene
Hilfeleistung" im Sinne des Hausnotruf-
vertrags dar, zumal der Sicherheitsdienst
auf Grund des Interventionsplans nur
binnen 45 Minuten am Einsatzort ein-
treffen musste. Da Leben und Gesund-
heit des Kldgers auf dem Spiel standen,
hatte der Beklagte den sichersten Weg
zu wéhlen und den Rettungsdienst unver-
zlglich zu alarmieren. In einem solchen
Fall reduzierte sich die Wahimdglichkeit
der Notrufzentrale auf diese Alternative.
Jede andere Entscheidung war ermes-
sensfehlerhaft. Dass angesichts der feh-
lenden Artikulationsfahigkeit des Kldgers
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und seines minutenlangen Stéhnens wah-
rend des Notrufs die Einschaltung eines
SchlUssel- oder Sicherheitsdienstes keine
sachgemidlle Reaktion darstellte, lag auf
der Hand. Eine exakte medizinische Di-
agnose durch den Beklagten war dabei
nicht erforderlich. Es genlgte die sich
aufdrangende groBBe Wahrscheinlichkeit
eines Notfalls mit akuten gesundheitlichen
Beschwerden.

Nach dem bisherigen Verfahrensstand
hatte der Beklagte die Pflichtverletzung
auch zu vertreten. Den ihm obliegenden
Entlastungsbeweis (§ 280 Abs. | Satz 2
BGB) hatte er nicht gefihrt. Es sprach
vielmehr alles dafuir, dass der den Notruf
entgegennehmende Mitarbeiter des Be-
klagten die in der konkreten Situation er-
forderliche Sorgfalt in besonders schwe-
rem Maf3e verletzt und schon einfachste,
ganz naheliegende Uberlegungen nicht
angestellt und das nicht beachtet hat,
was im gegebenen Fall jedem einleuch-
ten musste.

Da der Beklagte somit eine eigene Pflicht
aus dem Hausnotrufvertrag schuldhaft
verletzt hatte, konnte dahinstehen, ob er
sich dartber hinaus die Fehlentscheidung
der Mitarbeiter der Streithelferin, den
weitgehend hilflosen Klager ohne Hinzu-
ziehung medizinischer Hilfe allein in der
Wohnung zurtickzulassen, gemal3 § 278
BGB zurechnen lassen musste.

Das Berufungsgericht hatte die Frage des
Kausalzusammenhangs zwischen Pflicht-
verletzung und Gesundheitsschaden offen
gelassen.

Beweislastumkehr

Grundsétzlich tragt der Geschadigte die
Beweislast fiir die Pflichtverletzung, die
Schadensentstehung und den Ursachen-
zusammenhang zwischen Pflichtverlet-
zung und Schaden. Im vorliegenden Fall
eriff jedoch eine Beweislastumkehr zu-
gunsten des Geschddigten ein, soweit

10 // FACHINFO-MAGAZIN HOHE SCHMERZENSGELDBETRAGE

es um die Frage ging, ob die schwerwie-
genden Folgen des (ersten) Schlaganfalls
auch bei rechtzeitiger Hinzuziehung eines
Rettungsdienstes eingetreten wéren.

Im Arzthaftungsrecht fUhrt ein grober
Behandlungsfehler, der geeignet ist, ei-
nen Schaden der tatsdchlich eingetrete-
nen Art herbeizufihren, regelmaBig zur
Umkehr der objektiven Beweislast flr
den ursdchlichen Zusammenhang zwi-
schen dem Behandlungsfehler und dem
Gesundheitsschaden. Wegen der Ver-
gleichbarkeit der Interessenlage gelten
die vorgenannten Beweisgrundsitze ent-
sprechend bei grober Verletzung sonsti-
ger Berufs- oder Organisationspflichten,
sofern diese, dhnlich wie beim Arztberuf,
dem Schutz von Leben und Gesundheit
anderer dienen.

Der Senat hatte keine Bedenken, die dar-
gelegten Beweisgrundsdtze auf den vor-
liegenden Fall anzuwenden.

Der von dem Beklagten angebotene
Hausnotrufvertrag bezweckte in erster
Linie den Schutz von Leben und Ge-
sundheit der zumeist dlteren und pflege-
bedirftigen Teilnehmer. Der Notrufver-
trag sollte gerade dazu dienen, den allein
lebenden, pflegebedirftigen vormaligen
Kldger vor Gefahren fur Kérper und Ge-
sundheit zu bewahren.

Die Pflichtverletzung des Beklagten hat
den vormaligen Kldger in eine Gefahren-
lage gebracht, die geeignet war, die nach
dem Notruf vom 9. April 2012 eingetrete-
nen gesundheitlichen Beeintrdchtigungen
herbeizufiihren. Denn der Kldger befand
sich bis zu deram I1. April 2012 erfolgten
Einlieferung in das Krankenhaus génzlich
unversorgt allein in seiner Wohnung, so
dass der erste, jedenfalls nicht erst kurz
vor der Aufnahme in die Klinik einge-
tretene Schlaganfall nur mit deutlicher
zeitlicher Verzdgerung festgestellt und
medizinisch behandelt wurde. In einem
solchen Fall kann einem Kldger die regel-
maBige Beweislastverteilung nicht mehr

PFLICHTVERLETZUNG

zugemutet werden. Es entsprach vielmehr
der Billigkeit, dem Beklagten die Beweis-
last daflir zu Uberblrden, dass die in dem
Zeitraum nach dem Notruf beim Kldger
eingetretenen schwerwiegenden gesund-
heitlichen Beeintrachtigungen auch bei
rechtzeitiger Alarmierung des Rettungs-
dienstes nicht hdtten vermieden werden
kénnen. Insoweit musste der Sachverhalt
vom Berufungsgericht — gegebenenfalls
mit sachverstiandiger Hilfe — weiter auf-
geklart werden.

Aufhebung des ersten Urteils

Das angefochtene Urteil war demnach
aufzuheben, u. a. soweit der Klageantrag
auf Zahlung von Schmerzensgeld abge-
wiesen worden war. Die Sache war im
Umfang der Aufhebung zur neuen Ver-
handlung und Entscheidung an das Beru-
fungsgericht zuriickzuverweisen.

ANMERKUNG:

Die Entscheidung des Bundesgerichtshofs
hat enorme Bedeutung fur das Haftungs-
recht, weil der Ill. Zivilsenat des Bun-
desgerichtshofs — ebenso wie in seinem
Urteil vom 23. November 2017 - Il ZR
60/16, Uber das im Fachinfo-Magazin HSB
3/2018 berichtet wurde — die Rechtspre-
chung des VI. Zivilsenats zur Beweislas-
tumkehr bei groben Behandlungsfehlern
aus dem Bereich der Arzthaftung auf
andere Rechtsverhdltnisse erstreckt hat,
in denen die Bewahrung von Leben und
Gesundheit zum Kernbereich der Schutz-
pflichten gehort.
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3. SCHMERZENSGELD BEI RECHTS-
WIDRIGER BANDSCHEIBENOPERATION
DURCH ALKOHOLKRANKEN BELEGARZT

LG MUNSTER, URTEIL VOM 01. MARZ
2018 - 111 O 25/14, JURIS

Orientierungssatz juris:

I. Erleidet ein (55 Jahre alter) Patient
durch eine nicht indizierte Bandschei-
benoperation eine einseitige betonte
Teilschddigung des Riickenmarks, mit
der Folge, dass er auf die Benutzung ei-
nes Rollstuhls angewiesen ist, eine Bla-
sen- und Mastdarminkontinenz besteht,
der Rumpf und das linke Bein taub sind,
auf der rechten Korperseite Schmerzen
und eine FuBhebeschwdche bestehen,
aufgrund von Spastiken im rechten Arm
und im rechten Bein vierteljdhrlich Bo-
tox-Spritzen verabreicht werden miissen,
die rechte Hand geldhmt und der Patient
korperlich schwach und nicht in der Lage
ist, selbststdndig aus dem Bett zu kom-
men und sich zu waschen und die Stimme
geschddigt ist, so ist ein Schmerzensgeld
in Hohe von 250.000 Euro angemessen.
2. Ein Krankenhaustrdger haftet aufgrund
eines Organisationsverschuldens fiir die
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Folgen einer rechtswidrigen Operation
eines Belegarztes, wenn er Kenntnis von
einer Alkoholerkrankung des Belegarztes
hatte und bereits konkrete Auffdlligkeiten
vorlagen, die die Annahme rechtfertigten,
dass sich die Tdatigkeiten des Belegarz-
tes schddigend auf Patienten auswirken
kénnten.

FALL:

Die zum Behandlungszeitpunkt 55 Jahre
alte Klagerin begehrte Schmerzensgeld
und die Feststellung der weitergehen-
den Ersatzpflicht im Zusammenhang
mit einer Bandscheibenoperation vom
04.02.2011, die der mittlerweile ver-
storbene Herr Q als Belegarzt im Hause
der Beklagten zu 2) durchgefihrt hatte.
Die Kldgerin litt seit dem Jahr 2003
an Kopfschmerzen, Nackenschmerzen
mit Ausstrahlung in den Hinterkopf,
sowie an Armschmerzen bis in den
Oberarm bzw. in die Schulter hinein
(Zerviko-Zephalgien). Zeitweilig be-
standen auch Schmerzen im Bereich

BEHANDLUNGSFEHLER

der Oberarmaul3enseite sowie Pards-
thesien im Bereich der Finger und im
Bereich beider Fuf3e. Sie wurde von
ihrem Hausarzt im November 2009 an
ein Zentrum fir Wirbelsdulenchirur-
gie in P Uberwiesen. Dort wurde nach
der Erhebung von MRT-Befunden zur
Uberpriifung der unklaren Parasthesi-
en zundchst eine elektrophysiologische
Abkldrung empfohlen.

Da die Beschwerden weiter fortbestan-
den, stellte sich die Kldgerin im Januar
2011 bei Herrn Q vor. Es erfolgte die
Anfertigung weiterer MRT-Aufnahmen.
Q diagnostizierte einen Bandscheiben-
vorfall C5/6 und C6/7 mit rechtsbeton-
ten beidseitigen Zerviko-Brachialgien.
Er stellte die Indikation fur eine Opera-
tion der Bandscheibe in den Segmenten
C5/6 und C6/7 und beflrwortete den
Eingriff, wobei streitig war, mit welchem
Nachdruck dies geschah. Die stationdre
Aufnahme in der Klinik der Beklagten zu
2) fand am 03.02.2011 statt. An diesem
Tag unterzeichnete die Kldgerin eine
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,Dokumentation des Aufklarungsge-
sprdchs des Patienten mit dem Arzt".
Der Eingriff wurde am 04.02.2011
durchgefihrt. Unstreitig kam es hierbei
zu einer Verletzung des Rickenmarks.
Nach Abklingen der Narkose war die
Klagerin nicht mehr in der Lage, sich
zu bewegen. Die Kldgerin wurde in der
Nacht vom 04. auf den 05.02.2011 in
das Universitatsklinikum NI verlegt,
wo anhand einer MRT-Aufnahme eine
6dematdse Auftreibung des Ricken-
marks in Hohe HWK 6/7 mit beglei-
tender Einblutung als Nachweis einer
intraoperativen Rickenmarksverletzung
diagnostiziert wurde. AuBBerdem wurde
eine Kehlkopfverletzung festgestellt. Am
06.02.2011 erfolgte eine Rickverlegung
in das Haus der Beklagten zu 2).

Alkoholmissbrauch des operierenden

Arztes

Unstreitig litt Q an einer Alkoholabhdn-
gigkeit, wobei streitig war, ob und in
welcher Form diese zum Eingriffszeit-
punkt bestanden hat. In dem Zeitraum,
in dem ein Belegarztvertrag mit der Be-
klagten zu 2) bestanden hatte, befand
sich Q wegen der Alkoholproblematik
zweimal in stationdrer Behandlung.
Die M-Klinik bescheinigte Q mit einem
Schreiben vom 31.07.2009 fur die Zeit
ab dem 03.08.2009 eine Arbeitsfahig-
keit fur die Tatigkeit als Neurochirurg.
AuBerdem wurde in dem genannten
Schreiben eine Empfehlung zur Erken-
nung von Alkoholmissbrauch ausgespro-
chen und zwar dahingehend, als Marker
nicht die Testung von Atemluft und die
Uberpriifung von Leberwerten heran-
zuziehen, sondern einmal pro Quartal
den CDT-Wert zu bestimmen.

Die Beklagte zu 2) kindigte zum
31.03.2011 ordentlich die mit Q bestehen-
den belegdrztlichen Vertrdge (Beleg-
arztvertrag, Mietvertrag, Kooperati-
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onsvertrag). Grund hierfir waren u. a.
im Hause kursierende Geriichte Uber
den Alkoholkonsum von Q und berich-
tete Auffilligkeiten. Mit Datum vom
08.02.2011 wurde von der Beklagten
zu 2) gegenlber Q dann eine fristlo-
se Kindigung der Vertragsverhiltnisse
ausgesprochen, nachdem dieser am
07.02.2011 alkoholisiert zur Durchfih-
rung einer Therapie im Hause der Be-
klagten zu 2) erschienen war.

Fir Herrn Q wurde beim AG T2 im
April 2013 ein Betreuungsverfahren
eingeleitet. In diesem Rahmen erfolgte
eine psychiatrische Begutachtung von
Herrn Q. Danach war diagnostisch von
einem langjdhrigen Alkoholmissbrauch
und einem Abhdngigkeitssyndrom aus-
zugehen. Die Erkrankung habe ganz
offensichtlich in den letzten Jahren bei
Herrn Q erhebliche EinbuBBen seiner
beruflichen und sozialen Fertigkeiten
bewirkt.

RECHTLICHE BEURTEILUNG:

Die Klage war nach Auffassung des
Landgerichts vollumfanglich begrindet:
Die Beklagten zu I) (Erben des Herrn
Q) haften, weil der Eingriff vom
04.02.2011 rechtswidrig war. Die Be-
klagte zu 2) haftet, weil sie Q die Infra-
struktur fUr neurochirurgische Eingriffe
zur Verfligung gestellt hatte, obwohl
sie schon weit vor der hier streitgegen-
standlichen Operation wusste, jeden-
falls aber hdtte wissen mussen, dass der
gesundheitliche Zustand von Herrn Q
eine solche Tatigkeit nicht zulieB3.

Die Kldgerin hat einen Anspruch auf
Zahlung von Schmerzensgeld gegen die
Beklagten zu 1) aus §§ 823, 253 Abs. 2,
1922 BGB. Die von der Kldgerin erho-
bene Aufklarungsrige fihrt zum Erfolg.
Die Behandlung war rechtswidrig. Die
Beklagten zu 1) haben nicht bewiesen,
dass die Klagerin vor dem Eingriff ord-
nungsgemdl aufgekldrt worden ist. Die

BEHANDLUNGSFEHLER

Aufklarung war jedenfalls im Hinblick
auf die relative Indikation unzureichend.

Nutzen der Operation fragwirdig

Die von der Kldgerin vor dem streit-
gegenstdndlichen Eingriff bestehenden
Beschwerden, wie Nacken-, Kopf- und
Armschmerzen stellten in erster Linie
degenerativ bedingte Verschleil3verdn-
derungen dar. Es handelte sich um sog.
pseudo-radikuldre Beschwerden, also
um solche, die nicht durch eine Kom-
pression der Nervenwurzel entstehen.
Daflr, dass die Nervenwurzel hier kom-
primiert war, gibt es keinerlei Hinweise.
Dies gilt jedenfalls fir die mafigebliche
rechte Seite, wo die Kldgerin die Be-
schwerden hatte. Degenerationen, wie
sie hier bestanden haben, sind operativ
schlecht zu behandeln. Es gibt praktisch
keinen wissenschaftlichen Beleg dafir,
dass eine solche Operation bei dem
vorliegenden Beschwerdebild Uber-
haupt einen Nutzen bringt.

Aber selbst dann, wenn zu Gunsten
der Beklagten zu I) unterstellt wird,
dass Brachialgien vorgelegen haben
sollten, war der operative Eingriff vom
04.02.2011 nach den ergdnzenden
mindlichen Ausfihrungen des Sach-
verstandigen nur relativ indiziert. Das
Hauptproblem bestand in den Nacken-
und Kopfschmerzen. Eine Abmilderung
bzw. Beseitigung dieser die Kldgerin in
erster Linie belastenden Symptomatik
war durch die Operation grundséatzlich
nicht zu erwarten. Ausgehend von dem
Beschwerdebild der Kldgerin hatten ihr
bei fachgerechtem Vorgehen primér ei-
ne fortgesetzte konservative Behand-
lung und eine Schmerztherapie empfoh-
len werden missen.

Fehlerhafte Aufklarung der Patientin

Die Beklagten zu ) sind daftr
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beweisfillig geblieben, dass Q die Kldge-
rin dementsprechend ordnungsgemal}
aufgekldrt hat. Die Dokumentation der
Aufklarung begrindet kein Indiz fur ei-
ne vollstandige Aufklarung. Zwar kann
dem Aufklarungsdokument entnommen
werden, dass Herr Q handschriftlich
als alternative Behandlungsmoglichkeit
,kons. Therapie" eingetragen hat. Dass
ihr eine solche als ernsthafte Moglich-
keit in einem mindlichen Gesprach von
Herrn Q tatsdchlich aufgezeigt worden
ist, steht allerdings nicht fest. Die per-
sonliche Anhoérung der Klagerin, die
Uberzeugend geschildert hat, ihr sei
die Operation als dringlich und alter-
nativlos beschrieben worden, spricht
jedenfalls gegen eine entsprechende
Information. In dem Aufklarungsbogen
ist weiter maschinenschriftlich ver-
merkt: ,Wenn mit der Operation zu
lange gewartet werden sollte, muss mit
folgenden Folgen gerechnet werden:
Lihmungen, Gefihlsstorungen, Bla-
sen-Mastdarm-Stoérungen, Schmerzen,
Querschnittsyndroms". Dieser Hinweis
ist eindeutig fehlerhaft. Die genannten
Folgen drohten fir den Fall, dass die
Operation nicht durchgefihrt worden
ware, nach den Uberzeugenden mind-
lichen Ausfihrungen des Sachverstan-
digen gerade nicht. Sie sind nun nicht
deshalb eingetreten, weil die Klagerin
den Eingriff unterlassen, sondern weil
sie ihn hat durchfiihren lassen.

Der von den Beklagten zu |) erhobene
Einwand der hypothetischen Einwilli-
gung greift nicht durch. Die Kldgerin hat
im Rahmen ihrer mindlichen Verhand-
lung plausibel dargetan, dass sie sich in
einem Entscheidungskonflikt befunden
hiatte, wenn sie Uber die mangelnde
Dringlichkeit und fraglichen Erfolgschan-
cen des Eingriffs zutreffend informiert
worden widre. Die Kammer hat dabei
nicht vernachldssigt, dass die Antwort
von Patienten auf die Frage nach dem
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hypothetischen Vorgehen fir den Fall
einer ordnungsgemailBen Aufklarung
nicht selten von einer ex-post-Be-
trachtung getragen wird, die von den
eingetretenen Folgen gekennzeichnet
ist. Hier ist es trotz des mehrjdhrigen
Leidensdrucks der Kldgerin vor der Be-
handlung und auch unter gedanklicher
Ausklammerung des anschlieBenden
Verlaufs aber ohne Weiteres nachvoll-
ziehbar, dass sie sich bei der duBert
schwachen Indikation — wie von ihr ge-
schildert — eine zweite Meinung einge-
holt oder auch zundchst den Versuch
einer weiteren konservativen Therapie
unternommen hdtte.

Folgen der Operation

Durch die Operation ist eine einseiti-
ge betonte Teilschddigung des Ricken-
marks eingetreten. Seit dem Eingriff ist
die Klagerin weitestgehend auf die Be-
nutzung eines Rollstuhls angewiesen. Es
besteht eine Blasen- und Mastdarmin-
kontinenz. Der Rumpf ist taub, ebenso
das linke Bein, auf der rechten Korper-
seite bestehen Schmerzen. Rechts be-
steht eine FuBheberschwiche. Aufgrund
von Spastiken im rechten Arm und im
rechten Bein erhilt die Kldger seit Jah-
ren vierteljdhrlich Botox-Spritzen. Die
rechte Hand ist geldhmt. Die Kldgerin
ist korperlich schwach und nicht in der
Lage, selbstdndig aus dem Bett zu kom-
men und sich zu waschen. Sie unterliegt
der Pflegestufe Il. lhre Stimme ist ge-
schidigt. Es besteht die Notwendigkeit
regelmaBiger Ergotherapie. SchlieBlich
ist die Kammer auch aufgrund des Ein-
drucks, den sie von der Kldgerin in den
beiden muindlichen Verhandlungen ge-
wonnen hat, davon Uberzeugt, dass sich
die vorgenannten Beeintrdchtigungen
auf das psychische Befinden der Kldge-
rin negativ ausgewirkt haben. Dabei ist
nicht verkannt worden, dass schon vor
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der hier streitgegenstdndlichen Behand-
lung durchaus erhebliche psychische
Probleme bestanden haben.

Schmerzensgeld in Héhe von 250.000 €

Unter Berlcksichtigung dieser gesund-
heitlichen Beeintrachtigungen und sdmt-
licher weiterer bemessungsrelevanter
Kriterien hélt die Kammer gemdl3 § 253
Abs. 2 BGB ein Schmerzensgeld in H6-
he von 250.000 € fur ausreichend, aber
auch fur angemessen. Dabei ist in die
Bewertung eingeflossen, dass die Kla-
gerin schon vor der streitgegenstand-
lichen Behandlung nicht unerhebliche
Beschwerden wegen des Grundleidens
hatte. Die eingetretenen Folgen ge-
hen aber weit Uber das vorbestehende
Mal hinaus. Die Kldgerin ist nunmehr
zu einer selbstdndigen Lebensflhrung
praktisch nicht mehrin der Lage. Hinzu
kommen Schmerzen und die mit der
umfassenden Inkontinenz verbundenen
Schwierigkeiten. Eine Besserung des Zu-
stands ist nicht zu erwarten. Die Kldge-
rin wird den Rest ihres Lebens an den
vorgenannten Folgen leiden.

Verantwortlichkeit der

Krankenhausleitung

Auch die Beklagte zu 2) hat fir diese
gravierenden Folgen einzustehen und
zwar aus §§ 611, 280 Abs. |, 241 Abs.
2, 823, 31 analog BGB. Dies gilt selbst
dann, wenn vor dem Hintergrund der
belegirztlichen Téatigkeit von Herrn Q
ein gespaltener Krankenhausaufnahme-
vertrag mit der Kldgerin geschlossen
worden sein sollte.

Da Herr Q im Hause der Beklagten
zu 2) unstreitig als Belegarzt tatig warn
wirde diese grundsatzlich nicht unmit-
telbar selbst fir diesem vorwerfbare
Aufklarungsversdumnisse oder Be-
handlungsfehler haften, wenn Herr Q
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bezlglich der von ihm erbrachten Leis-
tungen einen eigenstdndigen Vertrag
mit der Kldgerin vereinbart hdtte. Die
Verantwortungsbereiche bei einem sol-
chen gespaltenen Krankenhausaufnah-
mevertrag sind getrennt: Der Belegarzt
ist allein zur Erbringung der drztlichen
Leistungen im eigenen Fachgebiet ver-
pflichtet und haftet hierfir alleinver-
antwortlich. Das Belegkrankenhaus
schuldet grundsdtzlich nur die nicht
arztlichen bzw. ergdanzenden drztlichen
Versorgungsleistungen (Andsthesie) und
pflegerischen Dienste. Aus dieser Tren-
nung der vertraglichen Leistungs- und
Verantwortungsbereiche zwischen Be-
legarzt und Belegkrankenhaus folgt, dass
es grundsatzlich keine ,,Gemeinschaft"
und keine gesellschaftsrechtlichen Ver-
tragsverhdltnisse (§§ 705 ff. BGB) mit
entsprechender gemeinschaftlicher Haf-
tung zwischen Belegarzt und Belegkran-
kenhaus gibt (Prinzip der Haftungstren-
nung). Deshalb kénnte der Beklagten zu
2) selbst ein eindeutiges Fehlverhalten
des Herrn Q als Belegarzt hier nicht
gemdl3 § 278 BGB zugerechnet werden.
Ob eine solche Vertragskonstrukti-
on hier Uberhaupt vorliegt oder aber
Vertragspartner der Kldgerin allein die
Beklagte zu 2) war und Herr Q dieser
gegeniber liquidiert hat, kann indes da-
hingestellt bleiben. Auch im Fall eines
gespaltenen Krankenhausaufnahmever-
trags stinden der Kldgerin ein direkter
vertraglicher und deliktischer Anspruch
gegen die Beklagte zu 2) aus den oben
genannten Vorschriften wegen eigenen
(Organisations-)Verschuldens der Be-
klagten zu 2) zu.

Sowohl niedergelassene Arzte als auch
Krankenhaustrdger sind zu einer sach-
gerechten Organisation, Koordination
und Uberwachung der Behandlungs-
abldufe verpflichtet. Wird durch einen
Verstof3 gegen diese weit ausgelegte
Pflicht bei einem Patienten ein Schaden
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verursacht, kommt eine Haftung unter
dem Gesichtspunkt des Organisations-
verschuldens in Betracht.

Organisationsverschulden des

Krankenhauses

DemgemdB durfte die Beklagte zu 2)
grundsdtzlich keine belegdrztliche Ta-
tigkeit in ihrem Hause ermdoglichen, von
der sie aufgrund eigener Erkenntnisse
annehmen musste, dass sich diese scha-
digend fUr Patienten auswirken konnte.
Hieran gemessen hat die Beklagte zu
2) ihre der Kldgerin gegenlber beste-
henden Schutzpflichten (grob) fahrlédssig
verletzt. Ihr ist ein eklatantes Organi-
sationsverschulden anzulasten. Hiervon
ist die Kammer nach dem Ergebnis der
Beweisaufnahme Uberzeugt (§ 286 Abs.
| ZPO).

Zweifel, ob Herr Q die fur einen prak-
tisch tdtigen Neurochirurgen erforder-
liche Eignung noch besitzt, hitte die
Beklagte zu 2) schon im Jahr 2008, je-
denfalls aber im Jahr 2009 haben mus-
sen. Allerspdtestens hatte die Beklagte
zu 2) die Zusammenarbeit mit Herrn Q
im Dezember 2010 mit sofortiger Wir-
kung zum Wohle der bei ihr aufgenom-
menen Patienten beenden missen. In
diesem zeitlichen Verlauf steigerte sich
das MaB3 des Verschuldens von einer
fahrldssigen bis hin zu einer mindestens
grob fahrldssigen Pflichtverletzung.
Nach den Angaben des Zeugen H, der
wahrend des hier mal3geblichen Zeit-
raums als Geschaftsfihrer fir die Be-
klagte zu 2) tdtig war, habe es beziglich
der in Rede stehenden Alkoholproble-
matik von Herrn Q nicht nur Gerichte,
sondern auch konkrete Auffélligkeiten
gegeben. Sowoh| Betriebsleitungsmit-
glieder als auch Operateure hatten de-
ckungsgleich von einem schwankenden
Gang, von Gangunsicherheiten, Bles-
suren im Gesicht und einem Taumeln
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berichtet. Der Zeuge schilderte weiter,
dass es Schwindelattacken und Schweif3-
ausbriiche gegeben habe. Dies sei wie-
derholt berichtet worden.

Weiter war im Hause der Beklagten
zu 2), insbesondere auch dem Zeugen
HI bekannt, dass sich Herr Q wegen
einer Alkoholerkrankung zweimal zur
Entzugsbehandlung in die M-Klinik be-
geben hat.

Konsequenzen fur die Zusammenarbeit
mit Herrn Q zog der Geschiftsfihrer
HI dagegen nicht. Trotz des ihm be-
kannten zweimaligen Aufenthalts von
Herrn Q in der M-Klinik und der dor-
tigen Empfehlung zur Vornahme be-
stimmter Blutuntersuchungen kontrol-
lierte er seinen eigenen Angaben nach
nicht einmal mehr, ob diese Empfehlun-
gen durchweg umgesetzt wurden. Eine
solche Kontrolle ware vor allem auch
deshalb zwingend durchzufihren ge-
wesen, weil es im Dezember 2010 ei-
nen weiteren Vorfall (mit Verdacht auf
Trunkenheit) gab, den die Beklagte zu
2) allerspdtestens zwingend zum Anlass
hdtte nehmen mussen, die Zusammen-
arbeit mit Herrn Q sofort zu beenden.
Die Beklagte zu 2) handelte durch ihren
Geschéftsfihrer schuldhaft (§ 31 BGB
analog). Die im Verkehr erforderliche
Sorgfalt ist in besonders schwerwiegen-
dem Mal} verletzt worden.

Bei pflichtgemafem Handeln der Beklag-
ten zu 2) hiatte Herr Q am 04.02.2011
schon langst nicht mehr tétig sein dur-
fen. Der Eingriff hdtte im Hause der Be-
klagten zu 2) so nicht stattgefunden. Die
mit der Operation verbundenen Folgen
wdéren nicht eingetreten.

Lesen Sie weitere Schmerzensgeldfille
bei Behandlungsfehlern auf
hohe-schmerzensgeldbetrige.de
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4. KOLLISION ZWISCHEN EINEM
WARTEPFLICHTIGEN RENNRADFAHRER
UND EINER IHR FAHRZEUG SCHIEBENDEN

RADFAHRERIN

OLG BREMEN, URTEIL VOM
14. FEBRUAR 2018 — I U 37/17, JURIS

§ 249 BGB, §§ 249ff BGB, § 253 BGB, §
254 Abs. | BGB, § 823 Abs. | BGB

I. Eine StraBe kann dann nicht als Feld-
oder Waldweg in Sinne des § 8 Abs. |
Satz 2 Nr. 2 StVO eingeordnet werden,
wenn ihr eine iiberértliche Bedeutung zu-
kommt. Ein Weg, der zwei Ortsteile ei-
ner Stadt miteinander verbindet und nicht
lediglich land- oder forstwirtschaftlichen
Zwecken dient, fdllt begrifflich daher be-
reits nicht unter die vom Bundesgerichts-
hof aufgestellte Definition des ,,Feld- und
Waldweges* (Anschluss BGH Urteil vom
18. November 1975, Az.: VI ZR 172174,
DAR 1976, 76).

2. Ein Anhalten, Absteigen und kurzfris-
tiges Schieben eines Fahrrades in einer
uniibersichtlichen Abbiegesituation kann
fiir einen Radfahrer nichts an seiner Ein-
ordnung als Fahrzeugfiihrer in Sinne des
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§ 8 StVO dndern. Es besteht ein so enger
zeitlicher und rdumlicher Zusammenhang
mit dem Fiihren des Fahrrads, dass eine
derartige Differenzierung nicht geboten
ist. Ein ihm zustehendes Vorfahrtsrecht
verliert der Radfahrer nicht, wenn er in
einer solchen Situation sein Fahrrad iiber
eine kurze Wegstrecke schiebt.

Orientierungssatz juris:

I. Im Falle einer Kollision im untibersicht-
lichen Kreuzungsbereich zwischen einem
wartepflichtigen Rennradfahrer und einer
ihr Fahrrad schiebenden Radfahrerin ist
der Radfahrerin ein Mitverschulden von
nicht mehr als 1/3 zuzurechnen.

2. Hat sich die Radfahrerin bei dem Un-
fall erhebliche Verletzungen, vor allem
im Schddelbereich, zugezogen, bestehen
auch verschiedene Spdt- und Dauerfolgen
des Unfalls, insbesondere im Bereich des
Sehvermdgens und der Fahrtiichtigkeit, lei-
det sie unter Wortfindungsschwierigkeiten

VERKEHRSUNFALL

sowie Schmerzen im Kiefergelenk und im
rechten Rippenbereich und ist sie in ihrer
Berufstdtigkeit eingeschrdnkt, ist ein Ge-
samtschmerzensgeld in Hohe von 61.000
Euro angemessen, das entsprechend der
Mithaftungsquote zu reduzieren ist.

FALL:

Die Klagerin machte Schadensersatz- und
Schmerzensgeldanspriche gegen den Be-
klagten aus einem Unfall geltend, der sich
am 23.09.2015 gegen 1540 Uhr auf dem
Y-Wanderweg in Bremen im Bereich der
Einmindung des Verbindungsweges zum
X-Weg ereignete. Der Beklagte befuhr den
Y-Wanderweg mit seinem Fahrrad (Renn-
rad) in nordlicher Richtung (stadtauswarts).
Die Klagerin kam aus diesem Verbindungs-
weg, der aus Sicht des Beklagten auf der
rechten Seite in den Y-Wanderweg min-
dete. Zwischen den Parteien war dabei
streitig, ob die Kldgerin bereits vor dem
Kreuzungsbereich von ihrem Fahrrad abge-
stiegen war und ihr Fahrrad schob oder mit
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dem Fahrrad in den Kreuzungsbereich hin-
einfuhr. Es kam zur Kollision beider Radfah-
rer im Einmindungsbereich. Die Kldgerin
zog sich durch den Unfall erhebliche Ver-
letzungen zu, vor allem im Schédelbereich.
Es bestanden auch verschiedene Spét- und
Dauerfolgen des Unfalls, insbesondere im
Bereich des Sehvermdgens und der Fahr-
tlchtigkeit. Sie litt unter Wortfindungs-
schwierigkeiten sowie Schmerzen im Kie-
fergelenk und im rechten Rippenbereich.
In ihrer Berufstatigkeit war die Klagerin
eingeschrankt. Erstinstanzlich verlangte
sie zundchst u. a. ein Schmerzensgeld von
50.000 €.

Das Landgericht hat den von der Kldgerin
geltend gemachten Schmerzensgeldbetrag
von mindestens 50.000 € auf 61.000 € —
ohne Bertiicksichtigung der Mitverschul-
densquote — erhdht und der Klagerin unter
Berlcksichtigung einer Mitverschuldens-
quote von 2/3 ein Schmerzensgeld von
20.333,33 € zuerkannt.

RECHTLICHE BETEILUNG:

Die zuldssige Berufung der Klagerin war
nach Auffassung des OLG im Wesentli-
chen begrindet:

Die grundsétzliche Haftung des Beklag-
ten gemal §§ 823 Abs. |, 823 Abs. 2
BGB iV.m. § | StVO, §§ 249 ff BGB steht
bereits aufgrund des unstreitigen Par-
teivorbringens au3er Frage.

Zu Recht macht aber die Kldgerin gel-
tend, dass ihr Mitverschulden an dem
streitgegenstdndlichen Unfall entgegen
der Ansicht des Landgerichts nach Ge-
wicht und unfallursichlicher Bedeutung
den Verschuldensanteil des Beklagten
nicht so weit Uberwiegt, dass die Haf-
tung des Beklagten auf 1/3 zu beschréan-
ken ist.

Berufung und Abdnderung der

Haftungsquote

Den Beklagten trifft ein so erhebliches
Verschulden an dem streitgegenstandli-
chen Unfall, dass die Haftungsquote ab-
zuandern ist. Aufgrund der besonderen
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Umstdnde des Einzelfalls, ndmlich we-
gen der dullerst unglinstigen Sichtver-
hdltnisse im Einmindungsbereich sowie
auch der unklaren baulichen Situation
der beiden Wege war auch der Beklag-
te, unabhingig davon, ob die Kldgerin
ihr Fahrrad fuhr oder es rechts neben
sich schob, gehalten, sich vorsichtig und
mit angepasster Geschwindigkeit dem
Einmindungsbereich zu ndahern. Die-
sen Sorgfaltsanforderungen ist er schon
nach seinem eigenen Vortrag nicht
nachgekommen, weil er sich gegentber
dem Verkehr aus dem einmindenden
Weg fur grundsatzlich vorfahrtsberech-
tigt hielt.

Ob auch ein Verschulden der Kldgerin
vorliegt, kann nach deren in der Beru-
fung auf 1/3 der Schdden begrenztem
Klagantrag dahinstehen. Jedenfalls trifft
die Kldgerin gegenlber dem Verschul-
den des Beklagten kein Mitverschul-
densanteil, der mit mehr als /3 zu be-
werten ware. Dabei kann dahingestellt
bleiben, ob sie ihr Fahrrad schob oder
fuhr. Aus den Lichtbildern der Unfall-
stelle und ausweislich der polizeilichen
Ermittlungsskizze ergibt sich, dass der
Unfall sich jedenfalls nicht im direkten
Einmindungsbereich, sondern in der
Mitte des Y-Wanderwegs ereignete.
Damit war die Kldgerin bereits zu einem
grofB3en Teil in den Weg hineingelangt,
als es zur Kollision kam.

Klarung der Vorfahrtsituation

Soweit das Landgericht zu der Fest-
stellung gelangt ist, die Kldgerin habe
in der Unfallsituation die Vorfahrt des
von links kommenden Beklagten nicht
beachtet, vermag der Senat dem nicht
zu folgen. Entgegen der Annahme des
Landgerichts war vielmehr der Beklagte
der Klagerin gegeniber wartepflichtig.
Auf die Vorfahrtsituation an der Ein-
mindung des ,,Stichwegs" zur X-Weg
in den Y-Wanderweg findet die Aus-
nahmevorschrift des § 8 Abs.| Satz 2
Ziff.2 StVO, die den Grundsatz , rechts
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vor links" fur Fahrzeuge aufhebt, wel-
che aus einem Feld- oder Waldweg
auf eine andere Stral3e kommen, keine
Anwendung. Die Kldgern hat sich der
Unfallstelle nicht auf einem Feld- oder
Waldweg im Sinne des § 8 Abs.| Satz
2 Ziff.2 StVO gendhert. Vielmehr galt
im Einmindungsbereich die allgemeine
Vorfahrtregelung ,,rechts vor links" ge-
maBi § 8 Abs.| Satz Ziff.l StVO. Da die
Vorfahrtregelung somit im Vergleich zu
der Feststellung des Landgerichts einen
genau umgekehrten Inhalt hat, kann der
Kldgerin auch nicht der Uberwiegende
Verursachungs- und Verschuldensanteil
an der Entstehung des Schadensereig-
nisses zugewiesen werden.

Die Frage, wann ein Weg als Feld- oder
Waldweg im Sinne der vorgenannten
Vorschrift einzuordnen ist, wird in
Rechtsprechung und Literatur kontro-
vers diskutiert.

Nach einer Ansicht soll es allein auf
den duBeren Anschein ankommen. Die
Vertreter dieser Meinung begrinden
ihre Auffassung damit, dass sich die
Verkehrsteilnehmer an Ort und Stelle
ein zuverldssiges Bild von der Qualifi-
zierung der jeweiligen Straf3e machen
missten. Gerade der Ortsunkundige
werde in der Regel nicht wissen, welche
Verkehrsbedeutung die jeweilige Stralle
habe, ob und in welchem Umfang sie
frequentiert werde und ob es sich um
eine Verbindungsstral3e handelt. Dem-
gegeniber seien aber die 6rtliche Ge-
staltung und insbesondere der Ausbau
der Stral3e im Einmindungsbereich fur
jeden Benutzer augenfillig.

Verkehrsrechtliche Definition eines

Feld- und Waldweges

Nach der in der Rechtsprechung Uber-
wiegend vertretenen Gegenmeinung
kommt es hingegen fir die Einordnung
als Feld- oder Waldweg maBgeblich auf
die Verkehrsbedeutung an. Unter Feld-
und Waldwegen seien dann nur solche
StraBen zu verstehen, die zumindest
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Uberwiegend land- oder forstwirt-
schaftlichen Zwecken dienen und keine
Uberdrtliche Bedeutung haben. Wenn
der Weg weder zu einer Ortschaft,
noch zu einem Gebdude, noch zu ei-
nem Wirtschaftsbetrieb, sondern allein
zu Feldern fuhrte, handele es sich um
einen Feldweg, der gegeniber der Lan-
desstraBe untergeordnet sei. Ob ein
Weg ein Feld- oder Waldweg sei, sei
daher im Wesentlichen eine Frage ta-
trichterlicher Beurteilung. Diese misse
sich auch allein nach seinem wirklichen
Charakter und nicht nach sonstigen
Kriterien richten, also z. B. nicht nach
seiner katastermafigen Erfassung oder
seiner offentlich-rechtlichen Widmung.
Auf die Art der Wegbefestigung kénne
es nicht ankommen, weil diese regel-
maBig nicht im Zusammenhang mit der
Uberwiegenden Nutzung stehe. Auch
verliere nicht jeder Feld- oder Wald-
weg, obschon er seine Funktion beibe-
halten habe, dadurch seine Eigenschaft,
dass er eine Beton- oder Asphaltdecke
erhalte. Fir die Einstufung einer Stral3e
kdnne es auch nicht darauf ankommen,
ob ein ortsfremder Besucher aus dem
Zustand des Weges zweifelsfrei auf die
Qualifizierung desselben schlieflen kann.
Gleich welcher der beiden oben dar-
gestellten vertretenen Ansichten man
folgt, ist der von der Kldgerin befah-
rene Weg nicht als untergeordneter
Weg im Sinne des § 8 Abs. | Satz 2
Ziff. 2 StVO einzustufen. Erachtet man
mit der erstgenannten Auffassung den
,aul3eren Anschein als mafBgebliches
Kriterium fur die Einordnung als , Feld-
oder Waldweg", so verdeutlichen die
Lichtbilder der Unfallstelle, die sich in
der Ermittlungsakte befinden, dass dort
an der Unfallstelle anndhernd recht-
winklig asphaltierte Wegstrecken auf-
einander treffen. Zudem ergeben sich
aus diesen Lichtbildern sowie dem po-
lizeilichen Aufnahmebericht, dass beide
Wege mit ca. 3 m in etwa dieselbe Fahr-
bahnbreite hatten. Mangels besonde-
rer Regelung kénnen auch beide Wege
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gleichermal3en von FulBlgingern und
Radfahrern benutzt werden. Eine Ein-
schrankung auf einen bestimmten Per-
sonenkreis innerhalb der berechtigten
Benutzer, der dazu fihren kénnte, den
duBeren Anschein eines untergeordne-
ten Weges zu begriinden, ist ebenfalls
nicht ersichtlich.

Der von der Kldgerin befahrene Weg
ist aber auch seiner Verkehrsbedeutung
nach nicht als Feld- und Waldweg einzu-
stufen. Ausweislich der polizeilichen Er-
mittlungsakte, sowie auch des unstreiti-
gen Parteivortrags und der dem Gericht
aus eigener Sachkunde bekannten Tat-
sachen steht fest, dass der asphaltierte
FuB- und Radweg, den die Klagerin be-
fuhr, von dem Y-Wanderweg zur Straf3e
,X-Weg " fihrt und damit auch zwei
Ortsteile Bremens miteinander verbin-
det. Er dient daher nicht lediglich land-
und forstwirtschaftlichen Zwecken. Da-
her fillt dieser Weg bereits begrifflich
nicht unter die vom Bundesgerichtshof
aufgestellte Definition des , Feld- und
Waldwegs".

Es handelte sich nach alldem daher
bei dem von Kldgerin befahrenen Weg
entgegen der Ansicht des Beklagten um
keinen untergeordneten Weg, sondern
eine StrafBle, bei der die ,,Rechts-vor-
Links-Regelung” des § 8 Abs. | Satz |
StVO gilt.

Gericht klart Vorfahrtsrecht beim

Schieben des Fahrzeugs

Der Auffassung des Landgerichts, die
Kldgerin habe durch ihr Absteigen von
dem Fahrrad und Schieben desselben
auf ein ihr moglicherweise zustehen-
des Vorfahrtsrecht verzichtet und sei
als FuBBgdngerin einzustufen, kann nicht
gefolgt werden.

Als Fahrzeugfihrer im Sinne des § 8
StVO, dem allein ein Vorfahrtsrecht
nach dieser Vorschrift einzurdumen ist,
gilt derjenige, der ein Fahrzeug tatsach-
lich fahrt. Ein kurzfristiges Bremsen, Z6-
gern oder sogar Anhalten und sich auf

VERKEHRSUNFALL

der Fahrbahn abstitzen, kann fir einen
Radfahrer nichts an seiner Einordnung
als Fahrzeugfihrer dndern. Die Kldge-
rin hat angegeben, dass sie von ihrem
Fahrzeug gestiegen sei und dies wegen
der Unibersichtlichkeit der Verkehrssi-
tuation im Kreuzungsbereich geschoben
habe. Eine derartige Vorgehensweise
gehort aber naturgemdl3 zu dem fir
den Betrieb und die ordnungsgemaile
Handhabung eines Fahrrades erforderli-
chen Ablauf. Der Radfahrer, der zur Be-
achtung der erforderlichen Sorgfalt an
einer gefdhrlichen Stelle kurzfristig von
seinem Fahrrad steigt, eine kurze Stre-
cke von weniger als 2 Metern schiebt,
um diese fUr ihn unibersichtliche Stelle
sicher zu Uberwinden und dann sofort
wieder auf sein Fahrzeug zu steigen,
kann sich durch diese Vorgange seiner
rechtlichen Einordnung als Fahrzeugfih-
rer nicht begeben. Die von der Kldgerin
geschilderte Vorgehensweise, das kurz-
fristige Absteigen von ihrem Fahrrad, ist
so eng zeitlich und rdumlich auch mit
dem Abbiegevorgang und damit dem
Fihren des Fahrrades verbunden, dass
diese Unterbrechung nicht ausschlag-
gebend daflr sein kann, dass sie nicht
mehr als Radfahrerin anzusehen wire.
Selbst wenn der Senat davon ausginge,
dass die Klagerin durch das Absteigen
von ihrem Fahrrad an der Einmindung
ihr Vorfahrtsrecht verloren hidtte, kime
im streitgegenstdndlichen Fall noch ent-
scheidend hinzu, dass sich der Beklagte
einer fur ihn uneinsehbaren Einmin-
dung ndherte, an der er grundsédtzlich
wartepflichtig gewesen wadre.

Verhalten vor unibersichtlicher

Kreuzung

Die Sicht des Beklagten auf den an-
deren Verkehrsweg und den dortigen
Verkehr war weitgehend verstellt. Es
mussen erhdhte Sorgfaltsanforderungen
nach Maf3gabe des § | Abs. 2 StVO an
ihn gestellt werden. Der Beklagte durfte
sich der Einmindung nicht ndhern, ohne
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seine Geschwindigkeit zumindest an die
Méoglichkeit anzupassen, dass sich dort
ein Verkehrsteilnehmer ndhert, sich
ggf. in die untbersichtliche Kreuzung
langsam hineintastet. Den Radfahrer
treffen auch im erhéhten MaBe Sorg-
faltspflichten, weil er sich mit héherer
Geschwindigkeit fortbewegt und we-
gen der geringen Gerduschentwicklung
oft vom FuB3gdnger unbemerkt ndhert.
Deswegen muss er bei einer unklaren
Verkehrslage gegebenenfalls per Blick-
kontakt eine Verstdndigung mit dem
FuBBgdnger herstellen. Er muss seine
Geschwindigkeit den Straf3en- und Wet-
terverhdltnissen anpassen und darf mit
seinem Fahrrad nur so schnell fahren,
dass er innerhalb Ubersehbarer Stre-
cke anhalten kann; soweit erforderlich,
muss Schrittgeschwindigkeit gefahren
werden, damit ein sofortiges Anhalten
maoglich ist. Andere Verkehrsteilnehmer
missen nicht mit einer unangepassten
Geschwindigkeit rechnen. Die Ansicht
des Landgerichts, auf dem Y-Wander-
weg koénne man so schnell fahren, wie
es dort gelebt werde, wird daher den
an dieser Stelle bestehenden Sorgfalts-
anforderungen nicht gerecht.

Demgegeniiber kann dahingestellt blei-
ben, ob im vorliegenden Fall auch der
Klagerin ein Mitverschulden gemaf
§ 254 BGB zuzurechnen ist. Bei der
Abwdgung der gegenseitigen Verursa-
chungs- und Verschuldensbeitrdge ist

auf Seiten der Kldgerin zu bericksichti-
gen, dass ein ihr ggf. gemal3 § 254 BGB
anzurechnendes Mitverschulden gegen-
Uber dem Verschulden des Beklagten
jedenfalls nicht hoher als 1/3 zu werten
wadre. Die Kldgerin hat sich entweder —
nach ihrem Vorbringen — dem Einmn-
dungsbereich vorsichtig gendhert und ist
sogar abgestiegen, da sie die Gefdhrlich-
keit der Stelle kannte. Dann trifft den
Beklagten, der die sich langsam in den
Y-Wanderweg hineintastende Kldgerin
hitte erkennen und bei den Ortlichkei-
ten angepasster Geschwindigkeit auch
hdtte ausweichen oder bremsen kénnen
mussen, ein jedenfalls mit 2/3 zu be-
wertendes Uberwiegendes Verschulden.

Schmerzensgeld in Hohe von
40.666,66 € bei Mitverschuldungs-

quote von /3

Das Landgericht hat den von der Kla-
gerin geltend gemachten Schmerzens-
geldbetrag von mindestens 50.000 € auf
61.000 € — ohne Bertlcksichtigung der
Mitverschuldensquote — erhoht. Dem
schlieB3t sich der Senat an, so dass sich
der in der Berufung zuerkannte Betrag
von weiteren 20.333,33 €, also insge-
samt 40.666,66 € unter Berlcksichti-
gung der entsprechenden Haftungs-
quote von 2/3 zu Lasten des Beklagten
errechnet.

VERKEHRSUNFALL

ANMERKUNG:

Die Begrindung des Oberlandesge-
richts deutet darauf hin, dass es ohne
die Selbstbeschrankung der Klagerin auf
ein Mitverschulden von einem Drittel
wohl kein Mitverschulden angenommen
und der Kldgerin das volle Schmerzens-
geld in Hohe von 61.000 € im Hinblick
auf die Schwere ihrer Verletzungen
zugesprochen hatte. Der Fall ist neben
der Héhe des Schmerzensgeldes ins-
besondere deshalb interessant, weil er
Fahrradfahrer, insbesondere Rennrad-
fahrer und andere Schnellfahrer, vor
allem bei unlbersichtlichen Kreuzun-
gen mit unklaren Vorfahrtsregelungen
zur Ricksicht und Vorsicht mahnt. De-
ren Missachtung sind keinesfalls Kava-
liersdelikte, sondern kénnen, wie der
vorliegende Fall zeigt, zu einer hohen
deliktischen Haftung und zu strafrecht-
lichen Ermittlungsverfahren fihren. Der
Fall zeigt auch, wie wichtig das Beste-
hen einer privaten Unfallversicherung
mit ausreichender Deckungssumme flr
einen Fahrradfahrer ist.

Vom 23. bis 25. Januar 2019

findet in Goslar der 57. Deutsche
Verkehrsgerichtstag statt.

HSB-ABONNEMENT

Abonnieren Sie das kostenlose
Fachinfo-Magazin HSB und erhalten
Sie dreimal pro Jahr die neueste

Ausgabe bequem per E-Mail:
mkg-online.de/hsb
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5. SCHMERZENSGELD BEl HUFTKOPFNEKROSE
INFOLGE EINER SEPTISCHEN COXITIS BEI
EINEM SECHSJAHRIGEN MADCHEN

OLG KARLSRUHE, URTEIL VOM
17. MAI 2018 — 7 U 32/17, JURIS

§ 253 Abs. 2 BGB, § 280 Abs. | BGB,
§ 630a BGB, § 630h Abs. 5 S. 2 BGB,
§ 823 Abs. | BGB

Das Unterlassen der Wiedereinbestellung
eines Patienten zu einer medizinisch gebo-
tenen weiteren Diagnostik kann nicht nur
einen VerstoB3 gegen die Pflicht zur the-
rapeutischen Aufkldrung, sondern auch
ein Befunderhebungsfehler darstellen.
Orientierungssatz

Erleidet eine Patientin, ein sechs Jahre
altes Mddchen, infolge einer (bei einer
Behandlung im Jahre 2013) nicht er-
kannten septischen Coxitis eine dezent-
rierte Hiiftkopfnekrose mit Chondrolyse
des linken Hiiftkopfes und ist dadurch
in seiner Beweglichkeit erheblich ein-
geschrdnkt, so ist ein Schmerzensgeld
in Hohe von 70.000 Euro angemessen.

FALL:

Die gesetzlich durch ihre Eltern vertre-
tene Kldgerin machte mit ihrer Klage
Anspriche im Zusammenhang mit einer
arztlichen Behandlung durch die Beklagte
zu | in der von dieser mit der Beklagten
zu 2 gemeinsam betriebenen kinderdrzt-
lichen Gemeinschaftspraxis geltend. In-
folge einer — nicht rechtzeitig erkannten
— septischen Coxitis entwickelte sich bei
der zum Zeitpunkt der Behandlung erst
sechs Jahre alten Kldgerin eine dezentrier-
te Hiftkopfnekrose mit Chondrolyse des
linken Hiftkopfes.

RECHTLICHE BEURTEILUNG:
Die Kldgerin hatte nach Auffassung des
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OLG aus vertraglicher Haftung gemaf
§§ 630a, 280 Abs. | BGB bzw. unerlaub-
ter Handlung gemdl3 § 823 Abs. | BGB
jeweils iV.m. §§ 249, 253 Abs. 2, 426 BGB
u. a. einen Anspruch auf Zahlung eines
Schmerzensgeldes von 70.000 €. Die Be-
klagte zu 2 haftet als Mitbetreiberin der
Gemeinschaftspraxis vertraglich gemal §
128 HGB analog. Die Kldgerin erbrachte
zur Uberzeugung des OLG in der Beru-
fung den ihr obliegenden Beweis eines
sog. fiktiven groben Behandlungsfehlers,
der Voraussetzung fir eine Haftung der
Beklagten war, weil der Klagerin der
Nachweis der Kausalitdt nicht gelang:

Befunderhebungsfehler

Der Beklagten zu | ist ein Befunder-
hebungsfehler bei der Behandlung der
Kldgerin am 07.10.2013 unterlaufen. Der
Annahme eines solchen Fehlers steht hier
nicht die sogenannte ,,Sperrwirkung" ei-
nes Diagnosefehlers entgegen (vgl. BGH,
NJW 2016, 1447 ff., Tz. 6, juris). Es liegt
auch nicht lediglich ein Fehler bei der the-
rapeutischen Aufklarung vor. Der Senat
ist nach der ergdnzenden Beweisaufnah-
me davon Uberzeugt, dass die Beklagte
zu | gebotene Befunde nicht rechtzei-
tig erhoben hat und sich bei der unter-
lassenen Abklarung mit hinreichender
Wabhrscheinlichkeit ein so deutlicher und
gravierender Befund ergeben hitte, dass
sich dessen Verkennung als fundamental
oder die Nichtreaktion auf ihn als grob
fehlerhaft darstellen musste.

Der Beklagten zu | ist nicht lediglich ein
Diagnosefehler unterlaufen.

Grundsatzlich ist das Nichterkennen ei-
ner erkennbaren Erkrankung und der
fur sie kennzeichnenden Symptome als

BEHANDLUNGSFEHLER

Behandlungsfehler zu werten. Irrtiimer
bei der Diagnosestellung, die in der Praxis
nicht selten vorkommen, sind jedoch oft
nicht Folge eines vorwerfbaren Versehens
eines Arztes. Die Symptome einer Erkran-
kung sind namlich nicht immer eindeutig,
sondern kénnen auf die verschiedensten
Ursachen hinweisen. Dies gilt auch unter
Berlcksichtigung vielfacher technischer
Hilfsmittel, die zur Gewinnung von zu-
treffenden Untersuchungsergebnissen
eingesetzt werden. Diagnoseirrtimer,
die objektiv auf eine Fehlinterpretation
der Befunde zurickzufihren sind, kon-
nen deshalb nur mit Zurlickhaltung als
Behandlungsfehler gewertet werden.
Die Wertung einer objektiv unrichtigen
Diagnose als Behandlungsfehler setzt des-
halb eine vorwerfbare Fehlinterpretation
erhobener Befunde voraus. Bei einer ob-
jektiv fehlerhaften Diagnose sind somit
drei Gruppen zu unterscheiden. Es kann
sich um einen nicht vorwerfbaren Diag-
noseirrtum handeln, der keinerlei Haftung
begriindet. Dieser liegt vor, wenn ein Arzt
— gemessen an dem Facharztstandard sei-
nes Fachbereichs — die gebotenen Befun-
de erhoben und vertretbar gedeutet hat.
Ist die Diagnose dagegen nicht bzw. nicht
mehr vertretbar, liegt ein vorwerfbarer
Diagnosefehler im Sinne eines einfachen
Behandlungsfehlers vor. Ein grober Di-
agnosefehler ist gegeben, wenn die Di-
agnose nicht nur unvertretbar, sondern
schlechterdings unverstandlich ist.

Definition Diagnoseirrtum

Ein Diagnoseirrtum liegt danach vor,
wenn der Arzt erhobene oder sonst vor-
liegende Befunde falsch interpretiert und
deshalb nicht die aus der berufsfachlichen
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Sicht seines Fachbereichs gebotenen —
therapeutischen oder diagnostischen
— MaBnahmen ergreift. Ein Befunderhe-
bungsfehler ist dagegen in Abgrenzung
zum Diagnoseirrtum gegeben, wenn die
Erhebung medizinisch gebotener Befun-
de unterlassen wurde. Ein Diagnoseirr-
tum wird jedoch nicht bereits dadurch
zu einem Befunderhebungsfehler, dass
bei objektiv zutreffender Diagnosestel-
lung noch weitere Befunde zu erheben
gewesen waren. Ein Diagnoseirrtum setzt
aber voraus, dass der Arzt die medizi-
nisch notwendigen Befunde Uberhaupt
erhoben hat, um sich eine ausreichende
Basis fur die Einordnung der Krankheits-
symptome zu verschaffen. Hat dagegen
die unrichtige diagnostische Einstufung ei-
ner Erkrankung ihren Grund bereits darin,
dass der Arzt die nach dem medizinischen
Standard gebotenen Untersuchungen erst
gar nicht veranlasst hat — er mithin auf-
grund unzureichender Untersuchungen
vorschnell zu einer Diagnose gelangt, oh-
ne diese durch die medizinisch gebote-
nen Befunderhebungen abzukldren, dann
ist dem Arzt ein Befunderhebungsfehler
vorzuwerfen. Denn bei einer solchen
Sachlage geht es im Kern nicht um die
Fehlinterpretation von Befunden, sondern
um deren Nichterhebung. Danach kann
ein Befunderhebungsfehler insbesonde-
re auch dann vorliegen, wenn mehrere
Krankheitsbilder in Betracht kommen, so
dass durch unterbliebene differentialdi-
agnostische Untersuchungsmalnahmen
weiterer Aufschluss gewonnen werden
kann. Ferner kann sich nach einer Erstdi-
agnose ein Befunderhebungsfehler auch
dann ergeben, wenn eine darauf gegriin-
dete Therapie keine Wirkung zeigt oder
sich weitere Krankheitserscheinungen zei-
gen, die fUr die diagnostizierte Erkrankung
untypisch sind.

Ausgehend von diesen Grundsédtzen
liegt hier ein Befunderhebungsfehler
vor. Denn die Beklagte zu | hat es sorg-
faltswidrig unterlassen, hinreichend der
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Frage nachzugehen, ob bei der Klagerin
die Differenzialdiagnose einer septischen
Arthritis zu stellen war und die dann ge-
botenen Befunde rechtzeitig vollstandig
zu erheben bzw. die Einweisung in eine
Klinik zur weiteren Befunderhebung zu
veranlassen. Der Sachverstdndige hat bei
seiner Anhérung vor dem Senat Uber-
zeugend ausgeflhrt, dass bei aufgetre-
tenem hohem Fieber um die 39°C und
der Gabe von fiebersenkenden Mitteln
wie Nurofen und dennoch bestehenden
heftigen Ruheschmerzen eine kurzfristige
Wiedervorstellung der Kldgerin noch am
Nachmittag des 07.10.2013 zur weiteren
Befunderhebung und Abkldarung, ob bei
nicht hinreichend klarem Krankheitsbild
die gegeniiber dem Huftschnupfen mog-
liche erheblich schwere Krankheit in Ge-
stalt einer septischen Arthritis geboten
war.

Einschdtzung des Sachverstandigen

Der Sachverstiandige hat Uberzeugend
ausgefuhrt, bei akuten Huftschmerzen
sei gegenUber der reaktiven Coxitis die
septische Arthritis eine wichtige Differen-
zialdiagnose. Diese koénne zu irreversib-
len Gelenkschdden fihren, bedirfe einer
umgehenden Behandlung, trete aber im
Vergleich zur reaktiven Coxitis deutlich
seltener auf. Typische klinische Zeichen
einer bakteriellen Arthritis seien ein Ub-
licher Weise monoartikuldrer Befall mit
den klinischen Zeichen einer Schwellung,
einer ausgepragten Schmerzhaftigkeit und
Uberwirmung des Gelenkes, allgemeinem
Krankheitsgefuhl und hohem Fieber. Das
Vorliegen von Fieber mit einer Tempera-
tur von mehr als 38,5°C habe einen ho-
hen Vorhersagewert in der Abgrenzung
der septischen Coxitis von einer reaktiven
Coxitis. In der Labordiagnostik seien ein
erhohtes C-reaktives Protein sowie eine
erhohte Blutsenkungsgeschwindigkeit und
erhohte Zahlen wei3er Blutkdrperchen
hilfreiche Parameter bei der Abgrenzung.

BEHANDLUNGSFEHLER

Zum Anstieg des reaktiven Proteins kom-
me es bei der bakteriellen Infektion aber
erst nach ca. sechs bis zehn Stunden. Bei
Vorliegen von klinischen Hinweisen auf
eine septische Coxitis, insbesondere Fie-
ber und starke Schmerzhaftigkeit des be-
troffenen Gelenkes, sei eine unmittelbare
weitere Diagnostik notwendig. All dem ist
die Beklagte zu | jedoch unstreitig nicht
nachgekommen.

Wenn der Patient dagegen zutreffend
Uber das Vorliegen eines kontrollbedirf-
tigen Befundes und die medizinisch gebo-
tene MaBnahme einer weiteren Kontrolle
informiert wird und dieser Aufforderung
lediglich nicht nachkommt, liegt kein Be-
funderhebungsfehler vor.

Aufklarungspflicht des Arztes

Unterldsst es danach der Arzt, den Pa-
tienten dUber die Dringlichkeit der — ihm
ansonsten zutreffend empfohlenen — me-
dizinisch gebotenen MafB3nahme zu infor-
mieren und ihn vor Gefahren zu warnen,
die im Falle des Unterbleibens entstehen
kdnnen, liegt ein — regelmaBig nicht als
grober Behandlungsfehler zu qualifizie-
render — Verstof3 gegen die Pflicht zur
therapeutischen Aufklarung (Sicherungs-
aufkldrung) des Patienten vor. In diesen
Fillen liegt der Schwerpunkt der Vor-
werfbarkeit des drztlichen Fehlverhaltens
regelmaBig nicht in einer unterlassenen
Befunderhebung als solcher, sondern
in dem Unterlassen von Warnhinwei-
sen zum Zwecke der Sicherstellung des
Behandlungserfolges.

Hier hat die Beklagte zu | es indes nach
dem oben Gesagten bereits unterlassen,
die noch am Nachmittag des 07.10.2013
zur weiteren Diagnostik medizinisch ge-
botene Wiedervorstellung der Kldgerin zu
veranlassen. Damit liegt der Schwerpunkt
der Vorwerfbarkeit nicht in dem Unter-
lassen von Warnhinweisen zum Zwecke
der Sicherstellung, sondern in der nicht
rechtzeitigen Befunderhebung im Sinne
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einer Wiedereinbestellung der Klagerin
noch auf den Nachmittag desselben Tages
zur weiteren diagnostischen Abklarung.
Zwar hat der Sachverstdndige auch be-
anstandet, dass die Aussage, man solle
wiederkommen, wenn eine Verschlech-
terung auftrete, zu unprézise sei. Man
musse Symptome, bei deren Auftreten
eine Wiedervorstellung erfolgen solle,
genauer benennen.

Allerdings gelingt der beweispflichtigen
Kldgerin nicht unmittelbar der Nachweis
der Kausalitdt. Denn nach den Ausfuhrun-
gen des Sachverstdndigen bleibt es sehr
spekulativ, ob eine stationdre Einweisung
am 07.10.2013 die Prognose verbessert
hatte. Eine genaue Quantifizierung der
Verschlechterung der Prognose bei der
vorliegenden Behandlungsverzégerung
von weniger als 24 Stunden sei nicht
maoglich.

Dennoch ist davon auszugehen, dass der
Behandlungsfehler fir die verzdgerte
Heilung einschlief3lich der aufgetretenen
Huftkopfnekrose und ihre Folgen kausal
war, denn wegen eines sogenannten fik-
tiven groben Behandlungsfehlers obliegt
es den Beklagten nachzuweisen, dass der
eingetretene Gesundheitsschaden nicht
auf dem Behandlungsfehler beruht.

Beweislastumkehr wird angewandt

Auch eine nicht grob fehlerhafte Unter-
lassung der Befunderhebung kann gemaf3
dem hier anwendbaren § 630h Abs. 5 S.
2 BGB in der seit dem 26. Februar 2013
geltenden Fassung dann zu einer Umkehr
der Beweislast hinsichtlich der Kausalitdt
des Behandlungsfehlers fiir den einge-
tretenen Gesundheitsschaden fihren,
wenn sich bei der gebotenen Abklarung
der Symptome mit hinreichender Wahr-
scheinlichkeit ein so deutlicher und gra-
vierender Befund ergeben hitte, dass
sich dessen Verkennung als fundamental
oder die Nichtreaktion hierauf als grob
fehlerhaft darstellen wiirde und diese
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Fehler generell geeignet sind, den tatsach-
lich eingetretenen Gesundheitsschaden
herbeizufihren.

Als grober Behandlungsfehler ist dabei ein
arztliches Fehlverhalten anzusehen, das
nicht etwa aus subjektiven, in der Person
des handelnden Arztes liegenden Griin-
den, sondern aus objektiver drztlicher
Sicht nicht mehr verstdndlich erscheint,
weil ein solcher Fehler dem behandeln-
den Arzt aus dieser Sicht ,schlechter-
dings" nicht unterlaufen darf.

Diese Voraussetzungen einer Beweislas-
tumkehr liegen vor.

Denn der Sachverstdndige hat Uberzeu-
gend ausgeflhrt, dass zwar dann, wenn es
sich um eine Coxitis gehandelt hdtte, auch
eine Besserung hdtte eintreten kénnen.
Aus der fur die Beurteilung der Kausalitdt
mafgeblichen ex-post-Sicht war jedoch
— so der Sachverstandige weiter — zu be-
ricksichtigen, dass sich am Folgetag tat-
sdchlich eine septische Arthritis gezeigt
hatte. In diesem Fall hdtte man nach den
weiteren Darlegungen des Sachverstandi-
gen eine Einweisung in ein Krankenhaus
vornehmen muissen. Das zu unterlas-
sen, wdre nach seinen Ausfiihrungen ein
schwerwiegender Behandlungsfehler ge-
wesen. Die Prognose eines Hiftschnup-
fens wdre dann aufgrund des mittlerwei-
le eingetretenen Zeitablaufs nicht mehr
vertretbar gewesen und man hétte das
Worst-Case-Szenario in Betracht ziehen
mussen. Der Senat ist auf der Grundla-
ge dieser medizinischen Beurteilung des
Sachverstdndigen davon Uberzeugt, dass
sich die Verkennung hier als fundamental
oder die Nichtreaktion hierauf als grob
fehlerhaft im oben gesagten Sinne dar-
stellt. Aus den Darlegungen des Sachver-
standigen ergibt sich auch, dass der Feh-
ler generell geeignet war, den tatsdchlich
eingetretenen Gesundheitsschaden her-
beizufihren. Denn die frihzeitige Diag-
nosestellung und Therapie verbessert die
Prognose.

BEHANDLUNGSFEHLER

Schmerzensgeld in Héhe von 70.000 €

Die Beklagten erbringen nicht den ihnen
danach obliegenden Beweis, dass jegli-
cher Ursachenzusammenhang duBerst
unwahrscheinlich ist.

Der Senat verkennt nicht, dass ausnahms-
weise eine Beweislastumkehr nicht greift,
wenn der Ursachenzusammenhang ganz-
lich unwahrscheinlich ist, wobei die Be-
weislast dafiir der Behandlerseite obliegt.
Diesen Beweis haben die Beklagten je-
doch nicht gefuhrt.

Danach haften die Beklagten der Kla-
gerin fir den ihr aufgrund des Behand-
lungsfehlers entstandenen Schaden. Der
Senat hdlt ein Schmerzensgeld in Hohe
von 70.000 € fir angemessen, § 253 BGB.

Folgen des Behandlungsfehlers

Bei der zum Zeitpunkt der Behandlung
erst sechs Jahre alten Klagerin entwi-
ckelte sich infolge der septischen Coxitis
eine dezentrierte Huftkopfnekrose mit
Chondrolyse des linken Hiftkopfes. Im
Hinblick auf die Umkehr der Beweislast
wegen des groben Behandlungsfehlers ist
nach dem oben Gesagten festzustellen,
dass dies entgegen dem Vorbringen der
Beklagten nicht auf der Grunderkrankung
beruht, sondern durch den Behandlungs-
fehler verursacht wurde.

In ihrer Bewegungsfahigkeit war sie auf-
grund der Huftkopfnekrose links seit dem
08.10.2013 erheblich eingeschrankt. Seit
Marz 2014 ist sie bis auf weiteres auf die
Nutzung von Gehhilfen bzw. eines Roll-
stuhls angewiesen. Eine am 23.06.2014
durchgefliihrte sog. Vario-Operation mit
stationdrem Aufenthalt im O-Hospital
bis zum 30.06.2014 versprach fur kur-
ze Zeit eine gewisse Besserung, sodass
die Klagerin seit September 2014 kirze-
re Strecken ohne Gehhilfen zuriicklegen
konnte, Spazierginge o.A. jedoch nur mit
Hilfsmitteln. Seit Ende 2014 zeichnete sich
eine erneute Verschlechterung ab. Seitens
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der Orthopddischen Klinik O wurde am
03.03.2015 festgestellt, dass die laterale
Halfte des Hiftkopfes der Kldgerin sich
weitegehend aufgeldst hatte mit der Folge
einer erheblich eingeschrankten Huftge-
lenksbeweglichkeit. Eine Streckung des
linken Beines der Kldgerin ist ihr nicht
mehr moglich und sie ist auch bei kiir-
zeren Strecken auf Gehhilfen bzw. einen
Rollstuhl angewiesen. Bei der Kldgerin be-
steht aufgrund ihrer Beschwerden Pflege-
bedirftigkeit der Pflegestufe |. Der Grad
der Behinderung wurde mit 80 festgestellt
sowie den Merkzeichen G, B, aG, wobei
G fur die erhebliche Beeintrédchtigung der
Bewegungsfahigkeit im Stral3enverkehr
steht, B fUr die Berechtigung zur Mitnah-
me einer Begleitperson bei der Benut-
zung offentlicher Verkehrsmittel und aG
fur eine auBergewodhnliche Gehbehinde-
rung. Mit Erreichen des zwanzigsten Le-
bensjahres ist voraussichtlich ein erster
Huftgelenkwechsel notwendig, weitere
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sind unter BerUcksichtigung des Alters
der Kldgerin méglich. Ob die Gehfahigkeit
auf Dauer gegeben sein wird, ist fraglich.
Der Einfluss der Erkrankung auf die ge-
samte personliche, schulische, soziale und
spatere berufliche Entwicklung ist derzeit
nicht abschatzbar. Die Kldgerin geht noch
zur Schule, die Wiederholung einer Klasse
war bisher nicht erforderlich.

Gunstigster Heilungsverlauf ohne

Behandlungsfehler

Dagegen hdtte bei dem nach dem oben
Gesagten wegen der Beweislastumkehr
zugunsten der Kldgerin zugrunde zulegen-
den glinstigsten Heilungsverlauf nach den
Ausfihrungen des Sachverstdndigen die
Klagerin zwei bis drei Wochen im Kran-
kenhaus bleiben mussen, nach drei bis
sechs Monaten hadtte man eine MRT-Ver-
laufskontrolle vorgenommen. Im Ubrigen
hatte man Krankengymnastik mit der
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Kldgerin gemacht, die Klagerin drei- bis
viermal einem Arzt vorgestellt und nach
insgesamt ca. einem halben Jahr wire
dann die Behandlung abgeschlossen ge-
wesen. Diese Beeintrdchtigungen kénnen
bei der Bemessung des Schmerzensgeldes
nicht zu Lasten der Beklagten bertcksich-
tigt werden.

Unter Berlcksichtigung der obigen Um-
stande, insbesondere des kindlichen
Alters der Kldgerin zum Zeitpunkt des
Schadenseintritts, den Eintritt eines Dau-
erschadens und der erheblichen Auswir-
kungen auf ihre Lebensgestaltung bei ver-
bleibender Unsicherheit Uber die weitere
Schadensentwicklung, hdlt der Senat es
flr angemessen, sich bei der Bemessung
der Hohe des Schmerzensgeldes am obe-
ren Bereich des von der Rechtsprechung
gezogenen Rahmens zu orientieren.

Besuchen Sie auch
unsere Website mit
- vielen weiteren Fillen:

www.hohe-schmerzensgeldbetrige.de
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http://wp12264852.server-he.de/2018/HSB/ffi_Bestellschein_HSB_Hacks2019.pdf
http://www.hohe-schmerzensgeldbeträge.de/
http://www.hohe-schmerzensgeldbeträge.de/
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VERLAGSPARTNER

WIR KUMMERN UNS - UND UNTERSTUTZEN SIE!

Die Neutralitdit der Reha Assist, einer der fihrenden bundesweiten Anbieter fir Reha-
Management, ist durch die Anforderungen des Verkehrsgerichtstages in Goslar gewihrleis-
tet. Wir arbeiten auf Basis des ,,Code of Conduct" der Verkehrsrechtsanwilte und sind von
der ARGE Verkehrsrecht des Deutschen Anwaltvereins anerkannt.

Als Anwalt sind Sie mit der Kldarung aller schadensrechtlichen Anspriche betraut und
versuchen stets [hrem Mandanten die optimale Lésung zu liefern. Neben der rechtlichen
Steuerung kénnen Sie auch bei der Rehabilitation lhres Mandanten Hilfestellung leisten

Ihr Plus:

* Professionelle und neutrale Unterstltzung in allen Phasen des Fallmanagements
* Kompetenzerweiterung durch ausgewiesene Reha-Experten

* Wegweiser durch Behdrden und Sozialversicherungstrager

* Koordination von Kostenlbernahmen der verschiedenen Leistungserbringer

* Entlastung bei komplexen medizinischen Fragestellungen

REHA ASSIST DEUTSCHLAND GMBH

Tel.: 02932 93970
Mail: kontakt@reha-assist.com
www.reha-assist.com
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ANZEIGE VERLAGSPARTNER

LEGIAL MIT PROZESSFINANZIERUNG ZUM
SCHMERZENSGELD.
Ein Verfahren, in dem es neben materiellem Schadenersatz um einen hohen Schmer-
zensgeldbetrag geht, kann sich oft Uber viele Jahre hinziehen. Aufgrund der erheblichen
Kosten konnen viele Betroffene ihren Anspruch gerichtlich erst gar nicht geltend machen.
Ubertragen Sie das Kostenrisiko auf die LEGIAL und verhelfen Sie lhrem Mandanten zur

Prozessfihrung. Wir Ubernehmen bei aussichtsreichen Klagen alle anfallenden Prozesskosten
gegen eine Erldsbeteiligung.

Die Vorteile fur Sie:

* Plnktliche und sichere Honorarzahlung

» Zusitzliche 1,0 Gebihr nach RVG

* Kostenlose Zweitmeinung

* Fallabhdngig medizinisches Privatgutachten
* Neue Mandate

SIE HABEN EINEN FALL?
WIR PRUFEN IHN GERNE!

Unsere Rechtsanwiltinnen llona Ahrens und Sabine Latzel verfligen Uber eine hohe
: Expertise im Arzthaftungsrecht. Als Expertinnen fir Prozessfinanzierung im Medizin-
recht schdtzen sie komplexe Prozessrisiken sicher ein und ermdglichen Patienten und

Anwidlten, nicht nur Schmerzensgeldanspriche erfolgreich geltend zu machen.
Hier geht es zu lhrer Anfrage! Tel.: 089 6275-6800, E-Mail: info@legial.de
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Seite an Seite
durch den Rechtsstreit.
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PROZESSFINANZIERUNG IM
ARZTHAFTUNGSRECHT

Rufen Sie unsere Expertinnen im
Medizin- und Arzthaftungsrecht
an und klaren Sie, ob Ihr Fall
finanzierbar ist.

LEGIAL

Mit Anspruch. Fiir Anspruch.
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